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I N H A L T

Liebe Leserin,  
 lieber Leser, 
bereits mit der ersten Ausgabe der 
Bayerischen Sozialnachrichten wid-
meten wir uns auch den Auswirkun-
gen der Coronapandemie auf die 
Sozialwirtschaft. Unsere Mitglieder 
berichteten aus den verschiedenen 
Arbeitsfeldern. Mehr und mehr 
zeichnet sich ab, dass die LAG Ö/F 
im Sinne des Interessenausgleiches 
zu verschiedenen Folgefragen der 
Pandemie ein Forum für den drin-
gend notwendigen Austausch wird.

Aus diesem Grund setzen wir die 
Berichterstattung zu aktuellen Fra-
gestellungen mit diesem Heft weiter 
fort. Wir greifen in Anbindung an 
unsere Gremienstruktur dazu wich-
tige Fragestellungen auf.

„Die Corona-Krise stellt vor me-
dizinische und ökonomische, vor 
allem vor ethische Herausforderun-
gen. Die Freiheit, auszuwählen aus 
einer Vielfalt an Möglichkeiten der 
Lebensgestaltung, ist längst noch 
nicht wiederhergestellt. Das verlangt 
seelische Kraft. Es braucht Bewälti-
gungsstrategien, um klar zu kommen 
mit Angst, mit der Ungewissheit, die 
einem auch Fachleute wie die Viro-
logen nicht nehmen können.“ Susan-
ne Breit-Keßler, Regionalbischöfin 
i.R. und Vorsitzende des Bayeri-
schen Ethikrats und Dieter Breit, 
Kirchenrat und Politik-Beauftragter 

der ELKB gehen im einführenden 
Beitrag darauf ein.

„Eine Katastrophe ist in der Politik 
vor allem die Stunde der Exekutive. 
Sie muss Entscheidung treffen und 
schnell umsetzen!“ – so Bernhard 
Seidenath, MdL und Vorsitzender 
des Ausschusses für Gesundheit 
und Pflege. Doris Rauscher, MdL 
und Vorsitzende des Ausschusses 
für Arbeit und Soziales, Jugend und 
Familie im Bayerischen Landtag 
merkt an: „Corona zeigt, dass es 
möglich ist, die bisherigen Maßstä-
be des Handelns vollständig neu zu 
justieren“ und fordert einen „Schul-
terschluss zum Wohle der Menschen 
in unserem Land.“ In beiden Zwi-
schenrufen spiegelt sich auch der 
Handlungsansatz und Grundlage 
für die Arbeit unserer verschiedenen 
Fachausschüsse und Arbeitskreise. 
Anhand der nachfolgenden Beiträge 
können Sie sich selbst ein Bild dazu 
machen. 

Allen gemein ist, dass sie verstärkt 
über das Essentielle in unserer Ge-
sellschaft nachdenken und entspre-
chende Taten einfordern. Viel ist von 
systemrelevanten Tätigkeiten die 
Rede. Erfreulicherweise sind diese 
in der Wahrnehmung von Politik 
und Bürgerschaft nicht mehr nur im 
Bereich der Wirtschaft angesiedelt, 
sondern auch im Sozialen. Das ist 
ein Fortschritt in der Wahrnehmung 
und es wird nun darauf ankommen 
deutlich zu sagen, wie vielfältig 
dieser Bereich des Systemrelevanten 
ist. Die Pandemie ist Paradigma für 
globale Gefährdungen, die an kei-
ner Grenze halt machen. „Todernst 
sollten wir nehmen, dass alle Men-
schen global aufeinander angewiesen 
sind.“  In diesem Kontext gilt es eige-
nes Handeln zu entwickeln und zum 
Wohle Aller konsequent umzusetzen.
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leben  mit  Corona

Reaktionen
Die Corona-Krise stellt vor medizinische und ökono-
mische, vor allem vor ethische Herausforderungen. 
Das persönliche und gesellschaftliche Leben hat 
ungewohnte Einschränkungen erfahren. Die Freiheit, 
auszuwählen aus einer Vielfalt an Möglichkeiten der 
Lebensgestaltung, ist längst noch nicht wiederherge-
stellt. Das verlangt seelische Kraft. Es braucht Bewäl-
tigungsstrategien, um klar zu kommen mit Angst, mit 
der Ungewissheit, die einem auch Fachleute wie die 
Virologen nicht nehmen können. 

Manche, und nicht nur junge Leute, leben in den ver-
gangenen Wochen nach der sprichwörtlich gewordenen 
Devise aus der Kinoadaption von Frederick Forsyths 
Spionageroman „Der Schakal“: „Crisis, what crisis?“ 
Krise, welche Krise? Sie sitzen Seit´an Seit´auf Park-
bänken, feiern abends Partys am See oder in Studen-
tenwohnheimen und finden Corona aufregend, weil sie 
irrtümlich glauben, unbesiegbar zu sein. Währenddes-
sen wurden in anderen Ländern Militärlastwagen mit 
Leichensäcken zu den Krematorien gefahren. 

Andere kommen nicht klar mit Kontakteinschrän-
kungen und übersetzen ihre Panik in Lautstärke und 
Aggression. Kriminologen und Psychologen erahnen 
einen Anstieg von Gewalt in Familien. Man muss 
noch hellhöriger sein als sonst, um gegebenenfalls 
einzuschreiten. Es ist erschreckend, welche Folgen 
Hilflosigkeit zeitigt, das Gefühl, sich nicht mehr frei 
bewegen zu können. Erschreckend auch, dass dieses 
Gewaltpotenzial nicht nur virulent, sondern auch latent 
immer schon da ist. 

Wer spürt, dass er die Kontrolle über sein Leben 
verliert, dass es im Letzten unverfügbar ist, der kann 
das fröhlich leugnen oder mit Wut und Schlägen re-
agieren. Verschwörungsphantasien sind eine weitere 
Chance, sich und anderen den Blick auf Realitäten zu 
verstellen. Bill Gates, die Juden, eine dunkle Welt-
regierung – nichts ist absurd und blöd genug, um als 
hasserfüllte, antisemitische, rassistische Abwehr der 
eigenen irrationalen Ängste zu dienen. Manchmal sind 
es die Tiere, die mit Corona zurückschlagen, weil wir 
sie so peinigen. 

Die Versuchung ist groß, sofort alle Fakten herauszu-
ziehen, um den Gegenbeweis anzutreten. Aber so we-
nig man junge Leute rational vom Feiern und manche 
Männer mit Druck vom Schlagen abhalten kann, so 
wenig leicht gelingt es, Anhänger von Verschwörungs-
unsinn zu überzeugen. Sie sind verunsichert von der 
Situation, in der sie leben. Sie haben kein Vertrauen 
zu gesellschaftlichen Institutionen und können mit 
Widersprüchlichkeiten schlecht umgehen. Düstere, 
simple Erklärung geben ihnen – leider - Sicherheit.   

Deutungen
Niemand kann in dieser Welt alles erzwingen. Diese 
eigentlich vernünftige Einsicht produziert gelegentlich 
auch ein pseudo-intellektuelles Versinken in geblümter 
Sinnstiftung. Irgendwas wird man schon aus Corona 
lernen, vielleicht, dass die Welt untergeht und dafür 
Neues „aufblühen will“.  Die Welt wird eine andere 
sein. Vielfach wird vermutet, dass alle zu besseren 
Menschen mutieren. Oder die Pandemie wird zu einem 
„Glücksfall der Geschichte“ erklärt, weil sie neben 
Schlimmem auch viel Gutes hervorgebracht habe. 

Dieser Umgang mit Ängsten reklamiert die Deutungs-
hoheit über die Lage für sich und nimmt Menschen in 
ihrer Not überhaupt nicht ernst. Das ist unfassbar zy-
nisch. Was tun? Es ist sinnfrei, die tatsächliche Krise zu 
leugnen, sie mit nicht vorhandenem Sinn zu verzieren 

Susanne Breit-Keßler
Regionalbischöfin i.R.
Vorsitzende Bayerischer Ethikrat
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Dieter Breit
Kirchenrat, Politik-Beauftrag-
ter der bayerischen 
evangelischen Landeskirche

Unverfügbarkeit
Vom gescheiterten Versuch, die Grenzen 

des Machbaren selbst zu bestimmen
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oder aggressiv und albern zu werden. Es geht darum 
wahrzunehmen, was ist. Nicht flüchten - standhalten. 
Dabeibleiben und aushalten. Schwer genug. Krisen 
wie Corona, eine Binsenweisheit, bringen Gutes und 
Schlechtes im Menschen zum Vorschein. 

Da ist die Dame, die den Geschäftsführer sprechen 
will, weil sie nur ein Paket Toilettenpapier mitnehmen 
darf. Oder die Raubritter, die Atemschutzmasken so 
verteuern, dass man den Steigerungssatz kaum mehr 
ausrechnen kann. Der Mann, der die Verkäuferin im 
Bäckerladen als „lächerliche Person“ bezeichnet, weil 
sie auf zwei Meter Abstand besteht. Aber es geschieht 
auch richtig Großes. Obdachlose bekommen Lebens-
mittel an zentralen Stellen ausgehändigt. Renommierte 
Köche bereiten Essen für Pflegepersonal zu.

Kinos setzen Filme zum Preis einer Kinokarte ins Netz. 
Künstler geben Konzerte zum Streamen. Und da ist der 
Kampf in Forschung und Medizin um Menschenleben, 
die unfassbare Hingabe in der Pflege, freundliche Be-
dienung im Geschäft, tatkräftige Politik in unserem 
Land, präzise Berichterstattung, Menschen, die zupa-
cken, die sich anrufen und schreiben, die füreinander 
beten und miteinander von Balkonen singen. Es bleibt 
dabei: Diese Krise braucht kein Mensch. Aber sie legt 
offen, dass wir selbst gebraucht werden. Beherzt, dis-
zipliniert und mündig. 

Dazu gehören nicht die Behauptungen, selbst die Welt 
endgültig zum Besseren hin verändern zu können. 
Damit erliegt man erneut der Täuschung, die Dinge 
vollständig kontrollieren und bestimmen zu können. 
Sie verführt letztlich nur zum oberflächlichen Ethisie-
ren, statt sich ernsthaft mit der Unverfügbarkeit des 
Lebens auseinanderzusetzen. Man müsse nur global 
gerecht und verantwortlich denken, heißt es – als ob das 
helfen würde, alle Not und jedes Elend auszuschalten. 

Neuer Anlauf
Natürlich ist ethisches Verhalten auch in der Krise 
gefordert. Aber durch das Nachplappern von mo-
ralischen Allerweltsweisheiten wird kein einziges 
Menschenleben gerettet. „Seien wir ehrlich, Leben ist 
immer lebensgefährlich“, hat Erich Kästner gesagt. Das 
Dasein ist stets gefährdet. Auf der Basis dieses tiefen 
Wissens erst ist es sinnvoll zu handeln – die Grenzen 
unserer Möglichkeiten vor Augen und die Horizonte, 
zu denen Menschen voller Leidenschaft zum Helfen 
aufbrechen. 

Der Bundespräsident formulierte die Worte: „Und ich 
würde mir wünschen, dass wir alle uns auch nach der 

Krise daran erinnern, was Sie für diese Gesellschaft 
tun.” Das wiederum ist zu wenig. Das ist viel zu viel 
Konjunktiv, Abstraktion und Unbestimmtheit: Würde 
wünschen … erinnern … nach der Krise. Da braucht es 
einen Imperativ, eine Forderung, ein Versprechen mit 
zeitlich definierten Konkretionen. Alles andere bleibt 
im zeitlos Richtigen stecken. Vertrauen auch in die 
Demokratie wird nur durch Klarheit gestärkt.  

Zu solcher Klarheit gehört die Einsicht, dass die Frei-
heit, die wir bislang gelebt haben, immer auch Frei-
heit ist zu verzichten. Auf das, was uns und anderen 
schadet. Ohne immer zu wissen, ob dieser Verzicht 
auf Schritt und Tritt zum gewünschten Erfolg führt. 
Die Politik in Deutschland war bislang erfolgreich mit 
ihren Überlegungen und Entscheidungen in Corona-
Zeiten. Dennoch hat es viele Todesopfer gegeben – 
jedes von ihnen ein zu betrauernder Verweis darauf, 
dass wir selbst bei größter Klugheit nicht alles in 
Händen haben. 

Der bayerische Ministerpräsident Markus Söder hat 
Corona als „Charaktertest für die Gesellschaft“ be-
schrieben. Das ist treffsicherer, als wieder mal von 
Chancen zur Entschleunigung oder Besinnung zu 
sprechen. Zum humanitären Charaktertest gehört, 
fürsorgliche und solidarische Distanz zu den Mit-
menschen einzunehmen. Diese gelegentlich mühsame 
Übung hilft für die Zeiten „danach“, wann immer sie 
sich einstellen werden. Oberflächliche, distanzlose 
Nähe hat schon immer geschadet. Aufrichtige Nähe 
nie. Sie ist auch geblieben. 

Bis Corona besiegt ist, wenn überhaupt, belegen öffent-
liche Debatte und privater Austausch latente Klärungs-
bedarfe und Tiefenschichten der Verunsicherung, die 
nicht ignoriert werden dürfen: Womit ist in der Krise 
weiterhin oder erneut zu rechnen? Worauf kann man 
sich verlassen? Woran kann man sich orientieren, auf 
welche Rahmenbedingungen des Lebens muss man 
sich einstellen? „Auf Sicht fahren“ ist ein treffliches 
Bild, wenn die Fahrbedingungen gleichsam durch 
Nebel oder Schneefall eingeschränkt sind. 

Navigation
Wer auf Sicht fährt, braucht ein Navigationssystem. 
Wir müssen mit reduzierter Geschwindigkeit und 
erhöhter Vorsicht eine fremde Strecke zurücklegen, 
aber wir haben das Fahrziel adressiert und lassen uns 
davon leiten. Bewusst zu machen sind Ziel, Eckdaten 
und Reichweite der road-map. Je länger die Krise 
Wachsamkeit von Politik und Gesellschaft verlangt, 
desto weniger darf Kommunikation vom Akut-Modus 

leben  mit  Corona
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dominiert werden, sondern muss Partizipation und 
Zusammenhalt in gemeinsamer Verantwortung nach-
haltig fundieren.

Dafür sind Grundeinsichten ins Gedächtnis zu rufen: 
Kommunikation in der Krise muss Vertrauen stiften 
und stabilisieren. Sie begnügt sich deshalb nicht mit 
Dekretierung, sondern beantwortet aktuelle und per-
spektivische Fragen. Sie erklärt, welche Fragen noch 
nicht beantwortet werden können – und weshalb. Sie 
legt vollständig offen, wie und warum Entscheidun-
gen getroffen werden. Sie widersteht der Versuchung, 
Solidität und Präzision zu opfern, um Informationsbe-
schleunigungstrends zu bedienen. 

Niemand braucht inflationäre Informationsvermeh-
rung und Korrekturen im Tagestakt – das schürt 
Ängste und Besorgnis, sorgt dafür, dass Verschwö-
rungsmythen neue Nahrung bekommen. Seriosität 
wird gestärkt durch Selbstdisziplin, durch ehrliches 
Einräumen ungeklärter Zusammenhänge und Indizes 
– und dann belastbare Expertise. Wissenschaft nimmt 
faktisch teil am politischen Diskurs. Ihr ist neben der 
Mühe um Exaktheit auch kommunikative Sorgfalt 
zuzumuten. 

Die Gesellschaft wird lernen müssen, mit dem Virus 
zu leben. Das ist alles andere als einfach, weil es ein 
„Leben wie vorher“ nicht mehr geben wird. Es ist 
notwendig zu klären: Gibt es Einschränkungen, die 
für lange Zeit hingenommen werden müssen, und 
zwar auch dann, wenn ansonsten eine Rückkehr in die 
ehedem gewohnte Normalität schrittweise ermöglicht 
wurde? Bedeutet das „Lernen“ die Einstellung auf ei-
nen „trial and error“-Prozess, in dem Einschränkungen 
gelockert oder Lockerungen zurückgefahren werden?

Es muss darüber gesprochen werden, ob und wie es 
Einzelnen und der Gesellschaft möglich sein könnte, 
nur unter Vorbehalt verlässlich zu planen. Das Einüben 
in Frustrationsindolenz fällt zumal Kindern, Jugendli-
chen und jungen Leuten schwer, die bislang ein ganz 
anderes, mit viel Rücksicht auf sie und enormer Em-
pathie gestaltetes Leben gewohnt sind. Ist es denkbar, 
durch Verzicht auf risikoaffine Aktivitätsbereiche wie 
etwa Großveranstaltungen sicherzustellen, dass auf 
eine „andere“ Normalität langfristig Verlass ist? 

Lernen
Individual- und sozialpsychologisch ist entscheidend, 
dass das „Lernen, mit dem Virus zu leben“ nicht als 
Metapher der Ohnmacht, der Einschränkung und des 
Zwanges von außen, sondern als ermutigende Option 

rücksichtsvoller Lebensgestaltung erkennbar wird: Wir 
werden das Dasein zuversichtlich gestalten und wissen, 
was wir als junge, erwachsene und ältere Menschen 
dafür tun müssen und wollen. Es ist unverzichtbar, 
dass die Generationen aufeinander achthaben, um der 
Unverfügbarkeit des Lebens zu begegnen. 

Mit dem Virus konstruktiv leben braucht behörd-
liche Maßnahmen, die transparent und verlässlich 
Bevorratung betreiben – von Masken, Medizin und 
Schutzkleidung. Der Frohsinn, mit dem nach dem 
Ende des Kalten Krieges alle Lager für solche Vorsorge 
abgeschafft wurden, ist zu Ende. Die Abhängigkeit von 
Ländern wie China und Indien wird deutlich – und 
die fatale Lust, alles nur dort zu kaufen, wo es am 
billigsten ist. Eine Haltung, die die ganze Gesellschaft 
schleunigst ablegen muss, wollen wir souverän global 
gerecht denken.
 
Lernen. Nicht fehlen darf die permanente Verständi-
gung darüber, was unter keinen Umständen aufgebbar 
ist: Der Schutz der Menschenwürde ist und bleibt Fun-
damentalnorm des Rechtsstaats. Das gesamte staatliche 
Handeln ist daran zu messen. Gerade in der Krise, in 
der die mit der Menschenwürde untrennbar verknüpfte 
Autonomie des Einzelnen eingeschränkt wird, muss in 
der Kommunikation dieser Einschränkungen die stete 
Erinnerung an den Kerngehalt der Menschenwürde 
wahrnehmbar sein.

Nein, wir können in dieser Welt nicht alles erzwingen. 
Erschreckt, fassungslos, ungläubig steht meine nach 
dem Krieg geborene Generation mitsamt den nachfol-
genden vor dieser Tatsache. Abgesehen von denen, die 
durch schwere Krankheiten und Verluste schon immer 
wussten, dass kein Tag in Normalität selbstverständlich 
ist. Alle aber hätten es wissen können, hätten sie ihr 
Augenmerk auf die Mehrheit der Menschheit gerichtet, 
die Armut, Epidemien, Hunger, Kriege und Naturka-
tastrophen zu ihrem täglich Brot zählen. 
 
Die Pandemie ist Paradigma für globale Gefährdungen, 
die an keiner Grenze Halt machen. Todernst sollten wir 
nehmen, dass alle Menschen global aufeinander an-
gewiesen sind. Und mit Zuversicht zu begreifen, dass 
Leben füreinander und miteinander möglich wird durch 
die Bereitschaft aller, die Unverfügbarkeit des Lebens 
auf sich zu nehmen und miteinander füreinander da zu 
sein. Gleich, was sonst geschlossen ist: Humanität hat 
durchgehend geöffnet.

Abdruck erfolgt mit freundlicher Genehmigung 
aus „Die Politische Meinung“, Juli/August 2020 
(Hrsg. Norbert Lammer und Bernhard Vogel)

leben  mit  Corona
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gemeinsam s ind  wir  stark

Gemeinschaft setzt neben Gemeinsamkeiten auch 
Gemeinsinn voraus. Es ist gegenseitiger Respekt und 
Anerkennung nötig, oft auch Verständnis für die je-
weils andere Position. Die LAG Ö/F versteht sich als 
Impuls- und Ratgeber, als eine Kraft, die den sozialen 
Rahmen für Bayern absteckt. Unsere Arbeit ermöglicht 
eine präzise Nahaufnahme der sozialen Lage in Bayern. 
Unsere Gremien:

Vorstand    

Die Besetzung beider Vorstandspositionen ist klar gere-
gelt. Für die Position des ersten Vorsitzenden benennt 
die Öffentliche Wohlfahrtspflege einen Kandidaten. 
Vertreten wird die Öffentliche Wohlfahrt durch die 
Mitglieder des Bayerischen Städtetags, des Bayeri-
schen Landkreistages und des Bayerische Gemeinde-
tags. Landrat Thomas Eichinger wurde 2015 gewählt 
und löste Robert Scheller, berufsmäßigen Stadtrat in 
Würzburg, ab.

Für die zweite Position des Vorstands schlägt die Freie 
Wohlfahrtspflege einen Kandidaten vor. Arbeiterwohl-
fahrt, Bayerisches Rotes Kreuz, Caritas, Diakonie, der 
Landesverband der Israelitischen Kultusgemeinden in 
Bayern und Der Paritätische benannten Altlandrätin 
Johanna Rumschöttel, die auf Gisela Thiel folgte.

Mitgliederversammlung

In der Mitgliederversammlung, die mindestens einmal 
jährlich tagt, sind als weitere Gäste der LAG Ö/F der 
Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 
(bpa), Regionalgruppe Bayern und der Verband priva-
ter Träger der freien Kinder-, Jugend- und Sozialhilfe 
e.V. (VPK) wie auch die Lebenshilfe für Menschen 
mit geistiger Behinderung, Landesverband Bayern 
e.V. vertreten. Sie wählt alle drei Jahre die beiden 
Vorstandsmitglieder, wie auch den Geschäftsführer.

In der Regel verbindet sich die Mitgliederversammlung 
mit einem Schwerpunktthema. Wiederholt wurde in 
den letzten Jahren dazu das Format eines Fachtags 
gewählt.

Geschäftsführender Ausschuss

Neben den bereits aufgezählten Verbänden der Öffent-
lichen und Freien Wohlfahrtspflege sind als ständige 
Gäste im Geschäftsführenden Ausschuss, die Le-
benshilfe und das Bayerische Staatsministerium für 
Familie, Arbeit und Soziales vertreten.

In der Regel trifft sich der Geschäftsführende Aus-
schuss zu fünf Sitzungen. Ausgesuchte Schwerpunkt-
themen werden beraten und diskutiert. In der Regel 
sind Vertreter aus der Politik oder aus den Ministerien 
zu den Sitzungen als Gesprächspartner geladen.

Um die sozialen Themen in Bayern in der Tiefe be-
arbeiten zu können, bedient sich die LAG Ö/F ver-
schiedener ständiger Fachausschüsse oder befristeter 
Arbeitsgruppen. Die Mitglieder entsenden in diese 
Gremien weitere Fachleute. Die Gremien können wei-
tere Experten berufen oder Gäste einladen. In der Regel 
tagen diese mindestens zweimal jährlich, die Zahl der 
Sitzungen ist von den aktuellen Entwicklungen im 
jeweiligen Arbeitsfeld abhängig.

Die Gremien berichten dem Geschäftsführenden 
Ausschuss, bzw. erhalten Arbeitsaufträge von diesem. 
Zudem können sie eigene Fachtage im Rahmen von 
Projekten durchführen. Auf folgenden Seiten finden 
Sie zu den genannten Gremien entsprechende Berichte.

Fachausschüsse

Fachausschuss Arbeitsmarktpolitik 
Vorsitzender Michael Kroll

Fachausschuss Asyl, Migration und Integration 
Vorsitzende Johanna Rumschöttel

Fachausschuss Schuldner- und Insolvenzberatung 
Vorsitzende Regina Hinterleuthner

Fachausschuss Teilhabe am Arbeitsleben
für Menschen mit Behinderung 

Vorsitzender Peter Pfann

Fachausschuss Wohnungslosenhilfe 
Vorsitzender Robert Kern

AG Betreuungsvereine 
Sprecher Klaus Lerch

AG Mehrgenerationenhäuser
Sprecher Klaus-Dieter Walter

Bezirksarbeitsgemeinschaften

Die Zusammenarbeit von Öffentlicher und Freier 
Wohlfahrtspflege bildet sich auch in den sieben baye-
rischen Bezirken ab. Diese tauschen sich zu regionalen 
Entwicklungen aus. 

Gemeinsam sind wir stark
LAG Ö/F und ihre Gremien www.lagoefw.de/gremien
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Flucht und Zuwanderung - eine enorme 
Herausforderung für unsere Gesellschaft

Bereits im Frühjahr 2015 widmete die LAG Ö/F ange-
sichts der Flüchtlingsströme die Europa und auch unser 
Land erreichten mit einer Ausgabe der Bayerischen 
Sozialnachrichten der Thematik „Asyl und Migration“.

Zusammen mit den beiden Fachausschüssen „Asyl, 
Migration und Integration“ und „Arbeitsmarktpolitik“ 
sieht die LAG Ö/F ihr Agieren als wichtigen Beitrag 
zur Bewältigung der enormen Herausforderung für 
unserer Gesellschaft im Kontext von Flucht und Zu-
wanderung.

Robert Scheller, damaliger Vorsitzender der LAG Ö/F, 
äußerte sich in der Frage des gesellschaftlichen Kon-
sens zur Zuwanderung: „Es kommt weniger darauf an 
wieso die Menschen nach Deutschland kommen. Dafür 
gibt es unterschiedliche Begründungen: Bürgerkrieg, 
vergebliche Stabilisierungs- und Demokratisierungsbe-
mühungen, die Missachtung von ethnischen Minoritä-
ten, religiöser Zugehörigkeit, Diktatur und Korruption. 

Es kommt darauf an, wer hier bei uns in Deutschland 
bleiben darf. Die Mütter und Väter des Grundgesetzes 
wollten mit dem Asylrecht die politisch Verfolgten 
schützen, um die es im Kern auch immer noch geht. 

Abschiebungshindernisse aus humanitären Gründen 
oder bei nichtstaatlicher Verfolgung kamen erst im 
Rahmen mehrere Asyldebatten hinzu. Allein ab-
zustellen auf eine politische Verfolgung wird den 
Gemengelagen in vielen Teilen in der Welt nicht 
mehr gerecht.“

Dr. Steffen Angenendt, Mitglied der Forschungsgrup-
pe Globale Fragen Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP), schrieb im Hinblick auf die notwendige Zu-
wanderung: „Zweifellos ist die Einwanderungspolitik 
ein politisch umstrittenes Thema. Viele Einheimische 
haben Angst vor Lohndumping und anderen negativen 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen, zum Teil auch 
vor kulturellen Konflikten. Dies gilt für alle Gesell-
schaften mit starker Zuwanderung. Solchen Befürch-
tungen kann nur durch eine wirksame Arbeitsmarkts-, 
Sozial- und Integrationspolitik und durch verlässliche, 
zutreffende und umfassende Informationen, über die 
Risiken und Chancen von Einwanderung, entgegen-
gewirkt werden.“

„Der Spagat zwischen einer gelingenden Zuwan-
derungspolitik und gelingenden Asylpolitik ist eine 
der großen Herausforderungen“, so Altlandrätin 

Fachausschuss Asyl, Migration und Integration

Foto: Gerd Altmann (Pixabay)
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Fachausschuss Asyl, Migration und Integration

Johanna Rumschöttel, stellvertretende Vorsitzende 
und Vorsitzende des Fachausschuss Asyl, Migration 
und Integration. „Die Umsetzung einer gelingenden 
Migrationspolitik ist ein weiterer Meilenstein.“

Als Gesellschaft stehen wir vor der Frage, wie eine 
moderne, verantwortungsbewusste und humane, mög-
lichst erfolgreiche Flüchtling- und Migrationspolitik 
aussehen muss, damit unser Land attraktiver wird, 
seine Leistungsfähigkeit erhält, bzw. ausbaut und 
zugleich lebenswert bleibt. 

Auch das Phänomen und die Probleme einer tempo-
rären Migration sind in den Blick zu nehmen. Zu nen-
nen sind z.B. die Saisonarbeiter, die im Bereich von 
Landwirtschaft und Nahrungsmittelindustrie, Pflege 
und Medizin, Tourismus, Hotellerie und Gastronomie 
zu uns kommen, um Geld zu verdienen und uns einen 
hohen Lebensstandard ermöglichen. Die Arbeitsmög-
lichkeit ist die eine Seite der Medaille, unser Leben 
und unsere Kultur eine andere, die wir Ihnen vorent-
halten und uns im Vergleich zur Asylproblematik zu 
wenig damit beschäftigen.

So ist die Neukonzeption der Beratungs- und Integra-
tionsrichtlinie (BIR), die 2018 aus der Asylsozialbe-

ratungs- und Integrationsrichtlinie hervorging, Thema 
der Auseinandersetzung. 

So stellten bisher zwei große Wohlfahrtsverbände das 
meiste Personal für die Beratung der Flüchtlinge. Die 
teils dramatischen Entwicklungen der letzten Jahre 
konnten seitens der Verbände nur bedingt aufgefangen 
werden, da notwendige Finanzen für den Stellenauf-
wuchs nur von wenigen aufgebracht werden konnten. 
Der LAG Ö/F war es wichtig, auch anderen Verbänden 
ein Engagement im Arbeitsfeld zu ermöglichen. Den 
Forderungen nach einer auskömmlichen Finanzierung 
der landesgeförderten Flüchtlings- und Integrations-
beratung auf der Grundlage der Subsidiarität will man 
bis heute aber nicht entsprechen.

Einen neuen Anlauf haben die Mitglieder der LAG 
Ö/F mit den Stellungnahmen zum Entwurf der Bera-
tungs- und Integrationsrichtlinie II, die am 01.01.2021 
in Kraft treten soll, unternommen. Es herrscht große 
Einigkeit, dass der im Richtlinienentwurf genannte 
Förderbetrag absolut unzureichend ist und erheblich 
nachgebessert werden muss, zumal die Ressourcen 
knapper werden und die Eigenmittel nicht mehr in 
gleicher Höhe aufzubringen sind. Ein breiter Rückzug 
aus dem Arbeitsfeld wäre die Folge. 

Nochmals, über die BIR hinaus bleibt es Aufgabe für 
den Fachausschuss sich den aufgezeigten Fragestel-
lungen im Bereich von Migration und Integration zu 
widmen. Die Themenliste ist vielfältig, wenn auch 
bereits lange bekannt. Die Zusammenarbeit mit der 
Integrationsbeauftragten der Bayerischen Staatsregie-
rung, der Austausch mit einem anderen Bundesland, 
beispielsweise Baden-Württemberg, die „Wohnungs-
armut“ bei Flüchtlingen, das Bürgerschaftliche Enga-
gement im Migrationsbereich, die Integration auf dem 
Arbeitsmarkt wie auch eine interkulturelle Öffnung 
sind Themen, für die die LAG Ö/F mit ihren Aus-
schüssen zu einem gelingenden Interessensausgleich 
beitragen sollte. 

Stellvertr. Vorsitzende der LAG Ö/F
Mitglied im Landesbeirat des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes
E-Mail: johanna@rumschoettel.deJo
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Das kostenlose E-Paper der Kommission „Perspek-
tiven für eine zukunftsgerichtete und nachhaltige 
Flüchtlings- und Einwanderungspolitik können Sie 
hier downloaden:
https://heimatkunde.boell.de/de/2017/12/21/in-
ternationale-und-nationale-aspekte-des-whole-
government-ansatzes
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Doch so sinnvoll diese Aufgabe auch ist, die die Innere 
Mission München seit Jahrzehnten im Raum München 
und Oberbayern betreibt, sie ist auch Herausforderung 
und Zumutung zugleich. Denn die Arbeit der Flücht-
lings- und Integrationsberatung (FIB) hält einen bunten 
Strauß an schwierigen und komplexen Aufgaben bereit, 
für die der finanzierte Personalschlüssel viel zu gering 
ist. Den Rahmen der zu leistenden Tätigkeiten gibt 
im weitesten Sinne die Bayerische Beratungs- und 
Integrationsrichtlinie (BIR) vor. Dieses Werk hat das 
Bayerische Innenministerium erdacht und entwickelt, 
das ja auch für die Integration zuständig ist. Doch es 
beschreibt letzten Endes nur die formalen Aufgaben; 
die Geschichte – und die Geschichten – der Betroffenen 
bleiben außen vor. Die Klientel umfasst geflüchtete 
Menschen, die in staatlichen und kommunalen Unter-
künften wohnen.

Für das Menschliche – also für die Empathie, die Hin 
– und Zuwendung zu den Klient*innen, die Hilfe zur 
Selbsthilfe sowie eine daraus resultierende Fachbe-
ratung, die zur Lebenswelt des Geflüchteten wie der 
der Bundesrepublik passen muss, ist die Flüchtlings- 
und Integrationsberatung zuständig. Normalerweise 
arbeiten wir direkt in den Unterkünften und erleben 
so ganz unmittelbar das Klima, die Hoffnung und die 
Ängste der Menschen – aber auch die schönen und 
gefühlvollen Momente, wenn Erfolge zu feiern sind. 
Wir sind täglich drinnen und nicht nur dabei. Die 
Fachberatung ist sehr wichtig, weil aus einer kleinen 
Hilfestellung eine erfolgreiche Integrationsgeschich-
te werden kann. Der höchste Grad der Anerkennung 
der eigenen sozialberaterischen Tätigkeit durch die 
Geflüchteten ist die Namensgebung der hier gebo-
renen Kinder: Nach mir wurden bisher drei Kinder 
benannt.

Der Alltag in der Flüchtlings- und Integrationsberatung 
– eine sinnstiftende Aufgabe, aber…

Fachausschuss Asyl, Migration und Integration

Einrichtungsleiterin
Sozialdienst für Flüchtlinge und 
Asylsuchende der Inneren Mission
E-Mail: eramzews@im-muenchen.de
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Der Beratungsalltag ist von Erwartungen und Hoffnun-
gen der Menschen gekennzeichnet. Oftmals ist die FIB 
Mädchen für alles: Wir müssen alles wissen und müs-
sen immer auf dem tagesaktuellen Stand der Gesetze, 
Verordnungen, etc. sein. Wir sollten uns also im großen 
Alphabet unterschiedlichster Themenbereiche und 
Probleme auskennen. Gesetzesänderungen kommen 
bei uns sofort an, es gilt, sehr flexibel zu sein. Themen 
von A (Aufenthalt und Asyl) bis Z wie Zahnweh sind 
an der Tagesordnung. Dass A Abschiebung sein kann, 
C Corona, G Genitalverstümmelung und T Tod ist 
uns vertraut. Wir arbeiten mit und an den Schmerzen 
der Geflüchteten. Gott sei Dank gibt es aber auch das 
A für Anerkennung und Arbeitsaufnahme, das S für 
Schulabschluss, das I für Integration, das G für die 
Geburt eines gesunden Babys. Hier freuen wir uns 
mit den Betreuten.

Generell kommen die Bewohner*innen aus Ländern, 
in denen Probleme meist so gelöst werden, dass man 
sich hartnäckig an die Fersen derer heftet, die Lösun-
gen und Verbesserungen anbieten können. Deshalb 
werden wir schon beim Verlassen des Autos noch vor 
Arbeitsaufnahme umringt und mit Fragen überhäuft. 
Oder es klopft ständig an der Bürotür: Man will sei-
nem Begehr schließlich den nötigen Nachdruck ver-
leihen. Die Erwartungen derer, denen wir eine Stimme 
geben, solange sie nicht selbst sprechen können, sind 
leicht zu (er)tragen. Aber die, insbesondere während 
der Corona Pandemie an uns gestellten Erwartungen 
und Arbeitsaufträge von Behörden, Ämtern und In-
stitutionen, die den Parteiverkehr eingestellt hatten 
und jetzt immer noch nicht in die Normalität zurück-
gekehrt sind, lasten schwer auf uns. Dies schadet 
nicht nur unseren Betreuten, sondern überfordert die 
Flüchtlings- und Integrationsberatung. Dies ist nicht 
nur eine Herausforderung, sondern schlichtweg eine 
Zumutung.

Foto: Innere Mission München
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Der Fachausschuss Arbeitsmarktpolitik der Landesar-
beitsgemeinschaft der öffentlichen und freien Wohl-
fahrtspflege (LAG Ö/F) beschäftigt sich seit seiner 
Gründung mit aktuellen Themen der Arbeitsmarktpo-
litik. Diese waren beispielsweise vor zehn Jahren die 
Kürzungen der damaligen Bundesregierung bei der 
Förderung von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, 
die in der Folge maßgeblich zur Verfestigung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit beitrugen. Damit in unmittelbarem 
Zusammenhang wurden immer wieder die „öffentlich 
geförderten Beschäftigung“ und insbesondere diesbe-
zügliche neue Förderprogramme des Bundes diskutiert 
und bewertet. 2010/2011 wurde die Neuorganisation 
des SGB II heiß diskutiert. 

Diese Neuorganisation, die ihre institutionelle Umset-
zung hauptsächlich mit den Jobcentern findet, kann 
aus heutiger Sicht als gelungen bewertet werden. 
Nichtsdestotrotz ist das SGB II aus Sicht des Autors 
einer grundlegenden Reform zu unterziehen. So soll-
ten beispielsweise lange Jahre der Berufstätigkeit zu 
einer längeren Bezugsdauer von Arbeitslosengeld I 
führen, die Zuverdienstmöglichkeiten erweitert oder 
das Schonvermögen von Personen im ALG-II-Bezug 
erhöht werden. Insbesondere sollten Beiträge zur Al-
tersvorsorge generell dem Schonvermögen zugerech-
net werden. Mit Beginn der großen Fluchtmigration im 
Jahr 2015 rückte im Fachausschuss das Aufgabenfeld 
„Flüchtlinge und deren Integration in den Arbeits-
markt“ in den Mittelpunkt. 

Auf die fachlichen Diskussionen im Fachausschuss 
folgen bei Bedarf weitere Aktivitäten. So werden 
immer wieder Schreiben an fachlich zuständige 
Politiker verfasst, beispielsweise 2010 aufgrund der 
starken Kürzungen bei den arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen an die damalige Bundesarbeitsministerin 
Dr. Ursula von der Leyen. 

Weitere Aktivitäten des Fachausschusses sind die 
Veröffentlichung von Memoranden, etwa zum The-
ma „Flucht und Zugang zum Arbeitsmarkt“, das den 
Abgeordneten im Sozialausschuss des Bayerischen 
Landtags zur Verfügung gestellt wurde. 

Ein wichtiger wiederkehrender Termin ist das jährliche 
Gespräch der Vorsitzenden der Fachausschüsse der 
LAG Ö/F zur aktuellen Sozialpolitik mit den Vertretern 
der Fraktionen im Sozialausschuss des Bayerischen 

Immer am Puls der Zeit - 
Der Fachausschuss Arbeitsmarktpolitik der LAG Ö/F

Landtags, das stets in einer konstruktiven und offenen 
Atmosphäre stattfindet. 

Darüber hinaus nehmen immer wieder externe Fach-
leute - insbesondere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit 
und Soziales - als gern gesehene Diskussionspartner 
an den Sitzungen des Fachausschusses teil. 

Aktuell sind natürlich die Auswirkungen der Corona-
Pandemie auf den bayerischen Arbeitsmarkt das alles 
beherrschende Schwerpunktthema. So nahm die Ar-
beitslosigkeit in Bayern im Juni 2020 gegenüber dem 
Vorjahresmonat um 96.310 Personen (+48,8%) zu. 
Aktuell sind in Bayern 293.823 Personen arbeitslos. 
Die Arbeitslosenquote beträgt 3,9% (Vorjahresmonat: 
2,6%). Bayern verzeichnet gegenwärtig 1,25 Mio. 
Kurzarbeiter. Dies sind 21,3% der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten, so eine Erhebung des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung für 
Mai 2020. Dieser hohe Anteil liegt insbesondere an 
der starken Konzentration der Automobilindustrie und 
deren Zulieferbetriebe in Bayern. 

Sehr stark durch den Nachfrageausfall der Coronak-
rise betroffen sind die Selbständigen und Inhaber von 
kleinsten und kleinen Unternehmen in Deutschland. 
Rund 60 Prozent, so eine aktuelle Untersuchung des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, bekla-
gen Einkommensverluste. Problematisch ist, dass die-
se nur relativ wenig direkte staatliche Unterstützung 
erhalten, die sie zur Deckung von Betriebsausgaben 
verwenden müssen. Ansonsten werden sie bei gerin-
gen Einnahmen zur Deckung ihrer Lebensbedarfe an 
die Jobcenter verwiesen.

Fachausschuss Arbeitsmarktpolitik

Vorsitzender des Fachausschusses Arbeitsmarktpolitik (bis Juli 2020)
E-Mail: manfred.klier@stadt.nuernberg.de
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Zuverdienstplätze richten sich an seelisch behinderte 
Menschen mit einer psychischen Beeinträchtigung 
oder Suchtproblematik, die besonders leistungsgemin-
dert sind, aus „Richtlinien des Bezirkes Oberpfalz“.
Das bedeutet aber keinesfalls, dass dieser Personen-
kreis nicht arbeiten kann oder will. Nur es bedarf 
hierfür ein spezielles und individuelles Angebot an 
Beschäftigungsmöglichkeiten, wie sie in einem In-
klusionsbetrieb gegeben sind.

Diese Tätigkeiten, die außerhalb einer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigung angesiedelt sind 
und stundenweise bis maximal 14 Wochenstunden, 
je nach individueller Leistungsfähigkeit, vereinbart 
werden, sind so vielfältig und bunt wie die Menschen 
selbst.

Im Inklusionsbetrieb Werkhof Regensburg gGmbH 
z.B. gibt es seit dem Jahr 2004 ein Zuverdienstprojekt 
über den Bezirk Oberpfalz mit derzeit 16 Plätzen, diese 
sind über die Abteilungen Handwerk, Verwaltung, 
Handel und Dienstleistungsbereich verteilt.

Herr L. beispielsweise, der sein Maschinenbaustudium 
aufgrund einer psychischen Erkrankung abbrechen 
musste, war jahrelang in der Schlosserei angestellt, 
aber auch hier hatte er längere Ausfallzeiten und 
Klinikaufenthalte und war zunehmend mit den Be-
dingungen einer Festanstellung überfordert. Herr L. 
wurde dann erwerbsunfähig berentet, was sein beruf-
liches Aus bedeutet hätte. So aber konnte er in das 
Zuverdienstprojekt überführt werden und in diesem 
Rahmen seine Aufgaben in der Schlosserei, seine 
Kollegen und vor allem seinen „Arbeits“platz - ohne 
Druck-  behalten.

Aber auch Fälle, aus dem Zuverdienst heraus in eine 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung hinein, 
sind in der Praxis immer wieder erlebbar. Frau Z., 
teilerwerbsunfähig und langzeitarbeitslos, wurde über 
ein offenes tagesstrukturierendes Angebot der Diakonie 
auf das Zuverdienstprojekt aufmerksam und fand so 
zunächst ihren Platz in der Flohmarktsortierung: Über 
die im Zuverdienstprojekt intensive sozialpädagogi-
sche Begleitung ist es gelungen, die Problematiken, 
die zu der psychischen Erkrankung führten, gemeinsam 
mit Frau Z.  abzubauen, bis sich Frau Z.  wieder sicher 
und stark genug fühlte, einen regulären Teilzeitjob im 
Kaufhaus zu übernehmen.

Völlig normal:  Zuverdienstprojekte im 
Inklusionsbetrieb und anderswo

Diese Chance, Teil eines Ganzen zu sein, sowohl in 
persönlicher wie auch in beruflicher Hinsicht, ist einer 
der ganz entscheidenden Vorteile des Zuverdienstes. 
Wo ansonsten Ausgrenzung mit all seinen negativen 
Begleiterscheinungen greifen würde, wird so Inklusion 
gelebt, was aber auch im Umkehrschluss bedeutet, 
dass Kolleginnen und Kollegen mit psychischer Er-
krankung konfrontiert werden und gefordert sind, sich 
damit auseinanderzusetzen. 

Diesen Inklusionsweg geht das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Familie, Arbeit und Soziales aufgrund 
der positiven Erfahrungen mit einem seit 2018 
internen Projekt in Kooperation mit dem Caritas-
verband der Erzdiözese München und Freising e.V. 
weiter: Waren bislang Zuverdienstprojekte in einem 
Inklusionsbetrieb verortet, so soll eine bayernwei-
te Ausdehnung in den Regionalstellen des ZBFS 
getestet werden. In einem Modellprojekt zwischen 
Werkhof und dem Zentrum Bayern Familie und 
Soziales (ZBFS), das im Herbst 2019 gestartet ist, 
sind zwei Teilnehmer direkt in der Regionalstelle 
Oberpfalz beschäftigt. Das Angebot der Tätigkeiten 
im dortigen Inklusionsamt wurde im Vorfeld genau 
ausgewählt und reicht von Botendiensten über Ak-
tensteuerung bis zur Antragserfassung. Richtige, 
sinnvolle Tätigkeiten also, aber ohne Zeit- bzw. 
Leistungsdruck. 

Die Erfahrungen aller Beteiligter sind bislang ausge-
sprochen positiv und lassen eine Übertragbarkeit auf 
andere Stellen prognostizieren. Damit diese Öffnung 
auch gelingt, braucht es einen Rahmen, innerhalb 
dessen Gelingbedingungen gemeinsam geschaffen, 
finanziert und so gelebt werden können.

Geschäftsführerin Werkhof Regensburg
E-Mail: a.krueger@werkhof-regensburg.de

Fachausschuss Arbeitsmarktpolitik
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zwischenruf

Die Corona-Pandemie hält die Welt 
seit Monaten in Atem. Die Erkran-
kungs- und die Todesfälle, die welt-
weit zu beklagen sind, sind Zeugen, 
wie gefährlich dieses Virus ist. Bayern 
und Deutschland sind bisher gottlob 
vergleichsweise glimpflich durch die 
Krise gekommen. Doch auch wir 
haben viele Tote zu beklagen - leider. 
Von Entwarnung kann deshalb keine 
Rede sein. Es gilt weiterhin: Vorsicht 
walten, Abstand halten.

Eine Katastrophe ist in der Politik 
vor allem die Stunde der Exekutive. Sie muss 
Entscheidungen treffen und schnell umsetzen. Der 
Gesetzgeber kommt ins Spiel, um der Exekutive – so 
geschehen Ende März mit dem Bayerischen Infekti-
onsschutzgesetz – die notwendigen und passgenauen 
Befugnisse an die Hand zu geben und insoweit die 
ausführende Gewalt zu kontrollieren.

Die Pandemie hat zudem viele Prozesse beschleu-
nigt: digitale Anwendungen – hier insbesondere die 
Tools für Video-Konferenzen – haben durch Corona 
eine enorme Verbreitung erfahren. Arbeitgeber haben 
gesehen, dass Home-Office funktionieren kann – und 
das sogar gut. Der Zusammenhalt in der Gesellschaft 
ist gestiegen – etwa indem Nachbarn aufeinander 
schauen und füreinander einkaufen. Und die Wert-
schätzung für die Leistungen der Pflegenden ist 
massiv gestiegen. Zu Recht! Für den Pflegepool, den 
die Vereinigung der Pflegenden in Bayern ins Leben 
gerufen hat, haben sich viele freiwillig gemeldet, um 
dort zu helfen, wo sie gebraucht werden.

Es ist nun unsere gemeinsame Aufgabe, diese po-
sitiven Entwicklungen zu verstetigen. Der Freistaat 
Bayern hat deshalb den Corona-Pflegebonus zu-
gunsten der Pflegenden in Krankenhäusern, Reha-
bilitationskliniken, stationären Alten-, Pflege- und 
Behinderteneinrichtungen sowie ambulanten Pfle-
gediensten eingeführt: Über 350.000 Anträge für die 
einmalig bis zu 500 Euro wurden bis zum Stichtag 
am 30. Juni gestellt. Damit ist der Bayerische Coro-
na-Pflegebonus deutlich über den auf Bundesebene 
vorgesehenen Pflegebonus hinausgegangen, welcher 

„nur“ für die Langzeitpflege in den 
Alten- und Pflegeheimen gilt. Diese 
Wertschätzung muss bleiben und sich 
in den Arbeits- und Rahmenbedingun-
gen der Pflegekräfte niederschlagen.

Unser aller Ziel muss es sein, weiter 
gemeinsam gut durch diese Pandemie 
zu kommen und insbesondere eine 
zweite Welle zu verhindern. Zentrale 
Bedeutung, um Infektionsketten so 
schnell wie möglich zu durchbrechen, 
hat hier die Teststrategie und -garantie 
des Freistaats Bayern. 

Corona war und ist nicht nur eine enorme Be-
währungsprobe – physisch wie psychisch – für 
die Beschäftigten, sondern vor allem auch für die 
Einrichtungen selbst: die Krankenhäuser, die Reha-
Kliniken, aber auch die Pflegeeinrichtungen, weil 
vieles heute anders gehandhabt werden muss als 
es noch vor ein paar Monaten der Fall war. Um bei 
künftigen Pandemien besser aufgestellt zu sein, hat 
der Gesundheitsausschuss des Landtags empfohlen, 
strategische Vorräte für lebenswichtige Medika-
mente, Schutzausstattungen, Desinfektionsmittel 
oder andere medizinisch bedeutsame Materialien 
anzulegen sowie Produktionskapazitäten im Inland 
zu schaffen, die je nach Bedarf hochgefahren werden 
können und unsere Abhängigkeit von Ländern wie 
China oder Indien verringern helfen. 

Klar ist: Corona ist längst nicht vorbei. Bis ein 
Impfstoff oder wenigstens ein Medikament zur 
Verfügung steht, wird es noch Monate, wenn nicht 
Jahre dauern. Deshalb werden wir auf absehbare 
Zeit weiter mit dem Virus leben müssen. Wir dürfen 
nicht leichtsinnig werden und müssen uns möglichst 
alle sehr konzentriert an die Regeln halten. Es geht 
darum, das Leben der Menschen in Bayern zu schüt-
zen und unser gutes Gesundheitssystem vor einer 
Überlastung zu bewahren. Die Politik wird in diesen 
außergewöhnlichen Zeiten weiter mit Augenmaß 
das Notwendige tun. Lassen Sie uns weiterhin so 
eng zusammenstehen wie in den letzten Wochen 
und Monaten. Wenn uns das gelingt, können wir aus 
dieser Krise sogar gestärkt hervorgehen. 

Corona gemeinsam bestehen – 
nicht leichtsinnig werden

Bernhard Seidenath, MdL
Email: info@bernhard-seidenath.de

Ausschuss für Gesundheit und 

Pflege - Bayerischer Landtag
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zwischenruf

Die vergangenen Monate waren eine 
Herausforderung für die Menschen in 
Bayern, für Kinder und Familien, Ältere 
und chronisch Kranke und diejenigen, 
die ohnehin nicht auf der Sonnenseite 
des Lebens stehen. 

Auch der Sozialausschuss des Land-
tags war in diesen schwierigen Zeiten 
besonders gefordert: Um zügig 
die Bedarfe von Kindern, von 
Alleinerziehenden oder Men-
schen mit Behinderung auf die 
politische Agenda zu setzen. 
Um nachzubessern, wo staatli-
che Maßnahmen zu kurz griffen. Um Unterstützungs-
bedarfe aufzuzeigen und  nachvollziehbare Vorgaben 
und Perspektiven einzufordern. Als Ausschussvor-
sitzende war es mir wichtig, als Anwältin für die 
Menschen in unserem Land zu kämpfen. 
Bereits jetzt steht fest: Einige Bevölkerungsgruppen 
leiden stärker unter den Pandemie-Auswirkungen 
als andere. Für sie alle muss der Staat jetzt erst recht 
da sein und denen, die die Krise hart trifft, unter die 
Arme greifen. Ganz besonders müssen Kinder und 
ihre Bedürfnisse in den Fokus rücken. Alternativ 
steigt die gesellschaftliche Ungleichheit weiter an – 
Corona wäre ein „Brandbeschleuniger“. 

Wichtig ist mir aber auch: Der Staat muss jetzt die 
soziale Infrastruktur an sich im Blick haben. Meine 
Sorge ist, dass sonst das Angebot an sozialen Diens-
ten und Hilfesystemen nicht wie bisher besteht, ob-
wohl wir dieses gerade jetzt brauchen! Gerade hier 
zeigte sich aber auch: Alles, was bisher auf Kante 
genäht ist, hält im Fall einer Krise nicht lange durch. 
Und wo das Personal schon im Normalbetrieb knapp 
ist, fehlt es in Ausnahmesituationen erst recht. 
Aufgabe für die Zukunft ist es, die richtigen Weichen 
zu stellen: Aus dem Erlebten müssen die richtigen 
Schlüsse für die kommenden Monate gezogen, der 
Sozialbereich krisenfest aufgestellt, die wertvollen 
Angebote der Verbände aufrechterhalten sowie be-

stimmte Gruppen stärker in den Blick 
genommen werden.

Wichtig ist mir bei all den weiteren 
Überlegungen: Nicht der Gesundheits-
schutz allein ist das Maß der Dinge! 
Vielmehr muss ein Abwägungsprozess 
stattfinden – Aspekte wie die psychi-
sche Gesundheit von Älteren oder 

Menschen mit einer Behinde-
rung müssen viel stärker berück-
sichtigt werden, der Schutz vor 
Gewalt gegen Frauen, Kinder 
oder Jugendliche muss eine grö-
ßere Rolle spielen und die Kin-

derrechte auf Bildung, auf Spiel und Teilhabe dürfen 
nicht wieder derart beschnitten werden. Ziel müssen 
in meinen Augen praktikable und nachvollziehbare 
Maßnahmen mit Augenmaß sein.  

Die Krise bietet die Chance zu Weiterentwicklung 
und Neuausrichtung: Sie hat gezeigt, wie wichtig das 
Soziale und das Miteinander, wie wertvoll und sys-
temrelevant soziale Berufe sind. Und wie sehr besse-
re Rahmenbedingungen für die Helden dieser Krise 
nötig sind – für Pflegekräfte, das Kita-Personal, die 
Mitarbeiter in Jugendämtern oder Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderung. Ich wünsche mir, dass 
diese Krise auch für die Staatsregierung ein Weck-
ruf ist, um bei den Rahmenbedingungen in sozialen 
Berufen nachzubessern. Ich finde es ist dringend an 
der Zeit gerade jetzt die nötigen Grundsatzdebatten 
zu führen. Corona zeigt, dass es möglich ist, die 
bisherigen Maßstäbe des Handelns vollständig neu 
zu justieren. Lassen Sie uns deshalb gemeinsam 
daran arbeiten, dass aus der Krise etwas Positives 
für die Zukunft erwächst: Mit einer nachhaltigen 
Finanzierung, klugen Konzepten, Mut zu Innova-
tionen und kreativen Lösungen und einer sensiblen 
Abwägung, wie auch bei veränderter Finanzlage gute 
soziale Arbeit für die Menschen gelingen kann. Als 
Vorsitzende des Sozialausschusses stehe ich dabei 
fest an Ihrer Seite! 

Corona-Pandemie: 
Krise als Chance für neue Wege nutzen -  

Schulterschluss zum Wohle der Menschen in unserem Land!

Doris Rauscher, MdL
Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und Soziales, 

Jugend und Familie des Bayerischen Landtags 
Email: doris.rauscher.sk@bayernspd-landtag.de 

Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie - Bayerischer Landtag
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menschen  mit  behinderung

Zusammenstehen für Werkstätten und Förderstätten

Fachausschuss Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderung

Vorsitzender des LAG WfbM e.V.
Geschäftsführer der BZB gemeinnützige 
GmbH - WfbM und der Förderstätte 
in Nürnberg und Geschäftsführer 
der BBW gemeinnützige GmbH – 
besondere Wohnformen in Nürnberg
E-Mail: Peter.Pfann@vfmn.de
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#zusammenhalten – Das Motto begleitet uns seit März 
durch die Corona-Pandemie – eine Welle, die uns alle 
noch immer trägt. Wer hätte das gedacht?
Es war Anfang dieses Jahres für die meisten von uns 
noch unvorstellbar, was uns dann Mitte März inner-
halb weniger Stunden und Tage ereilte. Die Corona-
Pandemie brachte gravierende Einschnitte und Verän-
derungen in unseren gewohnten Ablauf.

Und dann? Es folgte zum Glück unmittelbar das einzig 
Vernünftige: Die Gesellschaft hielt reflexartig zusam-
men – und das in einem Moment, in dem es wichtig 
war, räumliche Distanz einzuhalten.

#zusammenhalten – das Motto trifft in vielerlei Hin-
sicht für den Bereich der Hilfen für Menschen mit 
Behinderung und insbesondere auch für die Bereiche 
Werkstätten für Menschen mit Behinderung (WfbM) 
und Tagesförderstätten zu.

#zusammenhalten – 1: Ab dem 18. März galt für 
die bayerischen Werkstätten und Förderstätten ein 
Betretungsverbot für leistungsberechtigte Personen - 
Lockdown. Leistungsberechtigte, Eltern und Angehö-
rige sowie Dienste und Angebote im Bereich Wohnen 
waren ad hoc mit der Anforderung konfrontiert, Assis-
tenz und Tagesstruktur rund um die Uhr im häuslichen 
Umfeld bereitzuhalten. Die Kolleginnen und Kollegen 
im sogenannten ersten Lebensbereich (also das häus-
liche/ private Umfeld oder Unterstützungssystem) 
haben aus dem Stegreif die erforderlichen Leistungen 
auf die Beine gestellt und parallel die für den Bereich 
geltenden Vorgaben umgesetzt.

#zusammenhalten – 2: Werkstätten und Förderstätten 
mussten ebenfalls schnell reagieren. In den Werkstätten 
galt es, sowohl die Verpflichtungen aus Produktion und 
Dienstleistungen zu erfüllen, als auch den Kontakt zu 
den Beschäftigten aufrecht zu erhalten. Dies gelingt 
den Werkstätten in den meisten Fällen ganz hervor-
ragend. Zusätzlich entsendeten sie Personal, wel-
ches Dienste und Aufgaben im ersten Lebensbereich 
übernahm. Insbesondere auch die Belegschaften der 
Förderstätten in Bayern unterstützten die besonderen 
Wohnformen mit ihrem Einsatz. Den Beschäftigten im 
Arbeitsbereich zahlten die bayerischen Werkstätten die 
Werkstattlöhne im betriebswirtschaftlich möglichen 
Rahmen (größtenteils unvermindert) weiter.

Parallel hielten Werkstätten den Kontakt zu den Be-
schäftigten und kreierten Konzepte, um Beschäftigen 
Qualifizierungs- und Strukturangebote zu unterbreiten. 

Sie entwickelten mit Hochdruck neue oder bestehende, 
digitale Angebote weiter. Für die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer in Eingangsverfahren und Berufsbildungs-
bereich wurden alternative Konzepte zur Durchführung 
der Leistungen entwickelt und umgesetzt. Obwohl die 
bayerischen Werkstätten eine Vielzahl an kreativen 
Lösungen für die Phase des Lockdowns entwickelten, 
stellen diese keine nachhaltige Alternative zum regu-
lären Werkstattbetrieb dar. Die Lösungen waren und 
sind als Notlösung einzuordnen und können zukünftig 
das Qualifizierungsportfolio von Werkstätten im besten 
Fall ergänzen, jedoch keinesfalls ersetzen.

Ohne Atempause wurden zusätzlich im Rahmen erster 
Lockerungen Betreuungen in strikt getrennten Not-
gruppen möglich gemacht. Seither kehren durch die 
stufenweisen Lockerungen sukzessive immer mehr 
Menschen in die Werk- und Förderstätten zurück. Die 
Umsetzung der geltenden Hygiene und Abstandsregeln 
bleibt eine dauerhafte, zusätzliche Herausforderung 
und stößt vielerorts an räumliche Grenzen. Daher 
können Leistungsberechtigte die Angebote oftmals 
nur eingeschränkt in Schichtmodellen nutzen. Wie 
andere Einrichtungen und Dienstleister seit Beginn 
der Krise, erbringen Werk- und Förderstätten viele 
zusätzliche Leistungen um Teilhabe zu ermöglichen. 
Ein Normalbetrieb steht in weiter Ferne.

#zusammenhalten – 3: Der bayerische Bezirketag 
verkündete mit Schreiben vom 18. März 2020 die 
befristete Weiterzahlung der vollen Entgelte unter 
Aussetzung der Platzfreihaltegebührenregelung für 
Werkstätten und Förderstätten. Die Agentur für Arbeit 
stimmte Konzepte mit den Leistungserbringern ab, um 
die Maßnahmen größtenteils ohne Unterbrechungen 
fortzuführen. Flankierend bot das Soziale-Dienstleis-
ter-Entlastungs-Gesetz (SodEG) einen Beitrag zur 
Existenzsicherung für Träger.

Der erste Schritt zur Bewältigung der Auswirkungen 
der Pandemie war möglich, weil das System Einglie-
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Fachausschuss Teilhabe am Arbeitsleben  
für Menschen mit Behinderung

Fachausschuss Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderung

derungshilfe zusammenhielt. Eine Erkenntnis, die 
uns für die Bewältigung der weiterhin anstehenden 
Herausforderungen und Probleme Mut machen kann.

Zur Vollständigkeit gehört auch, dass sich die LAG 
WfbM Bayern seit Beginn der Krise gemeinsam und in 
enger Abstimmung mit der LAG der Freien Wohlfahrts-
pflege, dem Lebenshilfe Landesverband und der LAG 
Werkstatträte vehement dafür einsetzt, passende Lösun-
gen für die Teilhabe in Werkstätten und Förderstätten 
unter den sich verändernden Anforderungen durch die 
Corona-Pandemie zu finden. Lösungen, bei denen die 
Leistungsberechtigten im Vordergrund stehen.

Gemeinsam setzen wir uns weiter dafür ein, dass

�� Leistungsberechtigte teilhaben können und dabei 
vor einer Infektion mit COVID-19 bestmöglich 
geschützt sind,

�� Werkstattbeschäftigte möglichst dauerhaft unver-
mindert Werkstattentgelt erhalten,

�� eine auskömmliche, vollumfängliche Refinanzie-
rung für Leistungserbringer auch im Schichtbe-
triebt sichergestellt bleibt und

�� sowohl Corona-bedingte Mehrkosten erstattet 
werden als auch

�� bürokratische Anforderungen auf ein unvermeid-
bares Minimum reduziert werden.

Nur wenn wir #zusammenhalten, können wir unsere 
Ziele erreichen.

Der Fachausschuss Teilhabe am Arbeitsleben für 
Menschen mit Behinderung der LAG ÖF war bis 
2001 – vor Gründung der Landesarbeitsgemeinschaft 
der Werkstätten für behinderte Menschen (LAG 
WfbM Bayern) als Fachausschuss unter dem Dach 
der Freien Wohlfahrtspflege – die ursprüngliche LAG 
WfbM. Parallel zur Neugründung der LAG WfbM 
Bayern wurde beschlossen, den Fachausschuss als 
bewährtes Gremium unter dem Dach der LAG Ö/F 
als „Fachausschuss Werkstätten“ beizubehalten. Der 
Fachausschuss hat den Auftrag, Fragestellungen die 
WfbM betreffend zu beraten und einer einvernehm-
lichen Lösung zuzuführen und auch für die Beratung 
der Landesentgeltkommission zur Verfügung zu stehen. 
Themen der Werkstätten (WfbM), die der Landesent-
geltkommission zur Beschließung vorzulegen sind, 
wurden seitdem bei Bedarf hier vorbesprochen. 2017 
wurde der Fachausschuss in „Fachausschuss Teilhabe 
am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderung“ 
umbenannt. 

Der Fachausschuss besteht aus bis zu 10 Mitgliedern 
und ist mit Vertreter*innen des Bayerischen Bezirke-
tags, der Bezirke, des Städtetags, der Spitzenverbände 
der freien Wohlfahrtspflege und des Lebenshilfe Lan-
desverbands besetzt. Die Regionaldirektion Bayern 
der Bundesagentur für Arbeit, als weiterer wichtiger 
Partner der WfbM, ist regelmäßiger Gast im Fachaus-
schuss. Der Geschäftsführer der LAG Ö/F nimmt in 
der Regel an den Sitzungen beratend teil. Der Fach-
ausschuss tagt nach Bedarf, durchschnittlich dreimal 
jährlich. 

Referentin Arbeit 
Landesberatungsstelle
Lebenshilfe Landesverband Bayern 
Mitglied im Fachausschuss seit 2000

E-Mail: eleonore.gramse@lebenshilfe-bayern.de
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Der jeweilige Vorsitzende der LAG WfbM Bayern 
wurde seit deren Gründung durch seinen Verband als 
Mitglied in den Fachausschuss entsandt. Da es sich für 
alle Beteiligten bewährt hat, wurde der Vorsitzende der 
LAG WfbM Bayern seither auch von den Mitgliedern 
des Fachausschusses als Vorsitzender gewählt. In den 
Jahren 2011 – 2020 hatte Hans Horn, Geschäftsführer 
der KJF Werkstätten gGmbH, Regensburg den Vorsitz 
des Fachausschusses übernommen, dem an dieser 
Stelle ein herzlicher Dank für die konstruktive und 
vertrauensvolle Arbeit als Vorsitzender des Fachaus-
schusses auszusprechen ist.

In der Sitzung des Fachausschusses im Juli 2020 wurde 
Peter Pfann, als neuer Vorsitzender der LAG WfbM 
Bayern, Geschäftsführer der Werkstatt und Förderstät-
te und der BBW gemeinnützige GmbH – besondere 
Wohnformen in Nürnberg, auch zum neuen Vorsit-
zenden des Fachausschusses gewählt. Die bewährte 
Zusammenarbeit in dem Fachausschuss ist weiterhin 
auf gute Gleise gestellt.

Als zwei Schwerpunktthemen des Fachausschusses in 
den letzten Jahren seien zum einem der Übergang von 
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Die Ausbreitung des Corona-Virus und die Maß-
nahmen zu seiner Eindämmung haben gezeigt, wo 
die Stärken und die Schwächen unseres Systems der 
Obdachlosenunterbringung liegen. Zunächst einmal, 
und das dürfte alles in allem der Hauptpunkt sein und 
dieses dicke „Plus“ soll auch durch die dann folgenden, 
dieses positive Fazit einschränkenden Bemerkungen, 
nicht gemindert werden: 

Im Vergleich zu allen vergleichbaren Industrieländern 
bietet Deutschland allen seinen Bewohnerinnen und 
Bewohnern, auch denen in einer prekären Lebenssitu-
ation, einen guten Zugang zu Gesundheitsversorgung. 
Soziale Lage und Krankheitsverlauf stehen nach jetzi-
gem Kenntnisstand in keinen vergleichbar deutlichen 
Zusammenhang wie dies beispielsweise in den USA, 
aber auch in anderen Ländern der Fall ist.  

Diese Feststellung betrifft auch unsere Arbeit im 
Bereich der Obdachlosenunterbringung ganz direkt: 
Obwohl – wie wir alle wissen – ein hoher Anteil ob-
dachloser Menschen durchaus zu den Risikogruppen 
gehört, die im Fall einer Infektion im hohen Grade 
gefährdet wären, konnte bislang in der Regel vermie-
den werden, dass die Einrichtungen der Unterbringung 
obdachloser Menschen zu Hotspots der Infektions-
krankheit wurden. Der frühe Zeitpunkt des Beginns 
staatlicher Maßnahmen, ihre Intensität und ihre Dauer 

haben sicher dazu beigetragen, dass im Bereich der 
Obdachlosenunterbringung relativ wenige Infektionen 
aufgetreten sind. 

Aber nicht zuletzt sind es die Kommunen und Verbän-
de, die haupt- und ehrenamtlichen Praktikerinnen und 
Praktiker vor Ort, die dies in jeder Gemeinde, in jeder 
Stadt verantwortet haben. Dies alles zeigt, dass das 
deutsche und bayerische System der Obdachlosenun-
terbringung funktioniert und wir es mit einer starken, 
engagierten Verantwortungsgemeinschaft zu tun ha-
ben. Umso wichtiger sollte es für die Politik sein, auf 
das zu hören, was diese praktische Erfahrung uns lehrt. 

Denn von diesem Zwischenergebnis – von dem wir nur 
hoffen können, dass es Bestand hat – führt der Blick 
zwangsläufig auch zur anderen Seite der Bilanz. Zum 
Blick auf die Dinge, die nicht gut gelaufen sind, weil 

Ein Virus, das Schwächen und Grenzen offenlegt
Corona wirft viele Fragen an unser System der Obdachlosenunterbringung auf     

Fachausschuss Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderung

der Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt und 
die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) 
genannt. 

Die Initiative für das Modellprojekt „Begleiteter Über-
gang Werkstatt – allgemeiner Arbeitsmarkt“ wurde 
von dem Fachausschuss an das Sozialministerium 
herangetragen. Der Fachausschuss hat die erfolgreiche 
Umsetzung des Projekts seit 2014 begleitet, bis hin zur 
Verstetigung als Maßnahme „Begleiteter Übergang auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt“ Ende 2019.

Die Umsetzung des BTHG hat im Bereich der Teilhabe 
am Arbeitsleben vielfältige fachliche und finanzielle 
Fragestellungen aufgeworfen. So wurden über den 
Fachausschuss die Einführung der neuen Angebote der 
Anderen Leistungsanbieter und des Budgets für Arbeit 
begleitet, die Weiterführung des Fachausschusses in 
WfbM bzw. die Umsetzung des Teilhabeplans disku-
tiert, die Umsetzung der erweiterten Regelungen der 

Werkstätten-Mitwirkungsverordnung und die daraus 
folgenden Finanzierungsfragen für die Werkstatträte 
und Frauenbeauftragten besprochen und vieles anderes 
mehr.

Zuletzt in diesem Jahr wurden die Corona-bedingten 
Auswirkungen auf die Werk- und Förderstätten dis-
kutiert, hier u.a. die erheblichen Produktionsausfälle 
in den Werkstätten, die Auswirkungen auf die Ar-
beitsentgelte der Beschäftigten und die vielfältigen 
Herausforderungen, die sich bei der Wiederaufnahme 
der beruflichen Bildung und der Beschäftigung in den 
Werkstätten ergeben.

Der Fachausschuss Teilhabe am Arbeitsleben für Men-
schen mit Behinderung ist ein bewährtes Gremium zum 
Austausch und zur Steuerung zwischen den Leistungs-
trägern und Verbänden und bietet eine Plattform für 
den Dialog zur Weiterentwicklung der Teilhabe 
am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderung.

Fachausschuss Wohnungslosenhilfe
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Sozialreferat, Stadt Augsburg 
Fachbereich Wohnen & Unterbringung
E-Mail: robert.kern@augsburg.de

diese Aspekte in unserem System bislang zu wenig 
Beachtung finden:   

�� Bei der Umsetzung der Corona-Allgemeinverfü-
gung zeigt sich, dass stärker als bisher das Thema 
des Tagesaufenthaltes behandelt und gelöst werden 
muss. Die staatliche Aufforderung, die Bürgerin-
nen und Bürger sollten sich nicht in Gruppen auf 
öffentlichen Plätzen aufhalten, ist für obdachlose 
Menschen realitätsfremd. Wo sollen sie hin? Wie 
soll die Einhaltung einer solchen Bestimmung für 
Menschen ohne Wohnsitz eingehalten werden?  
Wie soll die Einhaltung von der Polizei kontrol-
liert und geahndet werden? Es fehlt schlichtweg 
an Angeboten für diesen Personenkreis, der über 
die (zweifellos wichtige!) Nahrungsmittelausga-
be hinausgeht. Es erwies sich, dass bestehende 
Einrichtungen (Wärmestuben) oft zu klein und 
personell ungenügend ausgestattet sind, um in 
Corona-Zeiten ein Angebot an die Zielgruppe ma-
chen zu können. Da ihre Arbeit auf ehrenamtlicher 
Arbeit beruht und viele ehrenamtliche Männer und 
Frauen selber zu den Risikogruppen gehören (und 
demnach mit gutem Grund ihre Tätigkeit vorüber-
gehrend einstellten), fielen Angebote weg, auf die 
wir uns über all die Jahre verlassen haben. Um nicht 
falsch verstanden zu werden: Ehrenamt ist wichtig, 
aber der Staat darf sich nicht zurückziehen und 
engagierte Bürgerinnen und Bürger mit der Verant-
wortung alleine lassen. Das rächt sich spätestens 
in Situationen, in denen der Staat Ehrenamtlichen 
das Einstellen des Engagements empfehlen muss. 
Denn dann muss die Frage beantwortet werden, 
wer diese Arbeit dann übernimmt…      

�� Der Wert kleiner, dezentraler Wohnheime zur 
Unterbringung von obdachlosen Menschen hat 
sich nun besonders deutlich gezeigt. Die Konzen-
tration der Obdachlosenunterbringung in Bayern 
auf wenige große Städte führt dazu, dass kleinere 
Gemeinden sich dem Problem nicht stellen und als 
Folge wenige große Einrichtungen entstehen. In 
Corona-Zeiten ist dies genau der falsche Weg. Gro-
ße Unterkünfte bedeuten auch ein höheres Risiko 
an Ausbreitung auf eine potentiell große Anzahl an 
Personen. Und in großen Unterkünften ist im Fall 
einer Infektion auch schwer eine Isolierung von 
Infizierten, ihren Kontaktpersonen von den ande-
ren Bewohnerinnen und Bewohnern möglich. Das 
Risiko einer Ausbreitung, oft in schnellem Tempo, 
ist hier weitaus größer.  

�� Die insgesamt positive gesundheitliche Versorgung 
weißt bei genauem Hinsehen Lücken auf. Das be-

Fachausschuss Wohnungslosenhilfe
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trifft die in Deutschland lebenden EU-Bürgerinnen 
und Bürger, die in einem halblegalen Status in 
Deutschland leben. Ob und wenn ja ihnen kein 
Zugang zum Gesundheitssystem gewährt wird, ist 
ein Politikum. Corona aber hat eine Situation aus-
gelöst, in der für solche Gedankenspiele plötzlich 
keine Zeit mehr war. Wir brauchen eine realistische 
Herangehensweise, die das Vorhandensein dieser 
Menschen in unserem Land akzeptiert und bei-
spielsweise Straßenambulanzen für sie vorsieht, 
und zwar überall. Das ist existentiell und darf 
nicht allein von der Empathie einzelner Ärztinnen 
und Ärzte in der jeweiligen Gemeinde abhängen. 
Ihr Engagement ist wertvoll, es muss aber auch 
anerkannt und gefördert werden.     

�� Ein weiteres, nicht zu leugnendes Thema ist der 
ungenügende Betreuungsschlüssel in Unterkünften 
für obdachlose Menschen. Im Bereich der Über-
gangswohnheime herrscht in Zeiten der Pandemie 
Stagnation, verschiedenste Menschen sind dann 
lange Zeit in der Unterkunft zum Verbleiben ver-
pflichtet. Die unterschiedlichsten Problemlagen auf 
engem Raum für eine nicht feststehende Dauer – 
das kann durchaus zu Problemen führen, die auch 
eine in Normalzeiten gut geführte Einrichtung 
vor Probleme stellt. Hier ist eine qualitätvolle und 
regelmäßig anwesende sozialpädagogische Betreu-
ung unerlässlich.       

Ereignisse wie die Corona-Pandemie können dazu 
führen, verstärkt über das Essentielle in unserer Gesell-
schaft nachzudenken und entsprechende Taten folgen 
zu lassen. Viel von „systemrelevanten“ Tätigkeiten war 
die Rede. Erfreulicherweise sind diese in der Wahrneh-
mung von Politik und Bürgerschaft nicht mehr nur im 
Bereich der Wirtschaft angesiedelt, sondern auch im 
Sozialen. Das ist ein Fortschritt in der Wahrnehmung 
und es wird nun darauf ankommen deutlich zu sagen, 
wie vielfältig dieser Bereich des „Systemrelevanten“ 
ist und dass die Sorge um obdachlose Menschen dazu 
gehört. Im ganzen Jahr und in jeder Wellenbewegung, 
die wir mit dem Corona-Virus und ähnlichen Situati-
onen mitmachen.         
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Die Wohnungsnotfallhilfe in Bayern  
muss flächendeckend ausgebaut werden
Die Diakonie Bayern und der Fachverband Evangeli-
sche Wohnungsnotfallhilfe und Straffälligenhilfe rech-
net, bedingt durch Corona, mit einem starken Anstieg 
der Zahl wohnungsloser bzw. von Wohnungslosigkeit 
bedrohter Menschen in Bayern. Die Gründe liegen 
nahe: Kurzarbeit, steigende Arbeitslosigkeit, drohen-
de Überschuldung, Energie- und Mietschulden sowie 
familiäre Krisen und Trennungen. 

Drohenden Wohnungsverlust vermeiden und  
Kontakt zu Fachstellen aufnehmen

Die Fachstellen zur Vermeidung von Wohnungslosig-
keit in Trägerschaft der Diakonie in Bayern erhalten 
derzeit verstärkt Anfragen von Menschen, die von 
Wohnungslosigkeit bedroht oder betroffen sind. Viele 
sind durch die unsichere Situation und ihre finanzielle 
Notlage extrem beunruhigt. Die Angst, die Miete 
nicht mehr begleichen zu können, hat in kurzer Zeit 
extrem zugenommen. Menschen, denen der Woh-
nungsverlust unmittelbar droht, sind dringend auf 
professionelle Beratung, insbesondere im ländlichen 
Raum angewiesen.

COVID 19-Pandemie und Auswirkungen  
auf wohnungslose Menschen

Wohnungslose Menschen sind von den aktuellen Ein-
schränkungen in besonderem Maß betroffen. Häufig 
leiden sie an Vorerkrankungen und können nicht ein-
fach „nach Hause“, um dort Schutz zu finden. Bei einer 
angeordneten Quarantäne fehlt ihnen die Möglichkeit, 
sich in die eigene Wohnung zurückzuziehen. Sie sind 
auf Tagesaufenthalte angewiesen, die ihnen konkrete 
Hilfen unter Einhaltung der Hygieneschutzmaßnahmen 
bieten. Für wohnungslose Menschen in besonderen 
Lebenslagen bleibt es schwierig, Hygieneregeln wie 
das Händewaschen einzuhalten. Daher gehen die 
Allgemeinverfügungen an ihrer Lebenswirklichkeit 
oft vorbei. 

Wohnungsnotfallhilfe steht vor neuen Herausforderungen  

In den ambulanten Diensten der Wohnungsnotfallhilfe 
werden wohnungslose und von Wohnungslosigkeit 
bedrohte Menschen beraten, begleitet und unterstützt. 
In ambulanten und stationären Einrichtungen stehen 
Beratung und Wohnplätze zur Verfügung. Tages-

aufenthalte wie z. B. die ökumenische Nürnberger 
Wärmestube beraten und versorgen zugleich woh-
nungslose Menschen mit warmem Essen oder geben 
an bedürftige Menschen mit Unterkunft bei Bedarf ein 
Lebensmittelpaket zum Mitnehmen. Unter Einhaltung 
der Hygienemaßnahmen können auch die Wasch- und 
Sanitärbereiche genutzt werden. Beispielhaft konnten 
in Nürnberg Übernachtungsplätze in Einzelzimmern 
zur Verfügung gestellt werden, um die Belegungsdichte 
in ordnungsrechtlicher Unterbringung zu reduzieren. 
Dies ist in allen Regionen Bayerns erstrebenswert. 
Die langjährige Forderung nach individuellem und 
geschütztem Wohnraum wird in der Corona-Krise 
besonders deutlich. 

Das Hilfesystem muss gesichert und  
bayernweit ausgebaut werden

Es besteht nun die Gefahr, dass Kommunen und Land-
kreise bei der Förderung der bestehenden Dienste und 
Einrichtungen der Wohnungsnotfallhilfe den Rotstift 
anlegen müssen, weil ihnen die Einnahmen z. B. aus 
der Gewerbesteuer wegbrechen. Durch die strukturel-
len Unterschiede, den angespannten Wohnungsmarkt 
und den wachsenden Bedarf ist es jedoch umso not-
wendiger, das Hilfesystem weiter auszubauen. Dazu 
werden weiterhin auch die Mittel des Bayerischen 
Sozialministeriums für Familie, Arbeit und Soziales 
aus dem Aktionsplan „Hilfe für Obdachlose“ dringend 
als Anschubfinanzierung benötigt, um flächendeckend 
eine bessere Versorgung der Menschen bei drohender 
oder akuter Wohnungslosigkeit zu erreichen. Weite-
re Unterstützung ist erforderlich, damit nicht noch 
mehr Menschen durch die Corona-Krise in prekäre 
Wohn- und Lebensverhältnisse geraten. Das Ziel Aller 
muss sein, drohende Wohnungslosigkeit wirksam zu 
vermeiden und akute Wohnungslosigkeit nachhaltig 
zu beseitigen. 

Fachreferentin 
Wohnungsnotfallhilfe im 
Diakonischen Werk Bayern e. V.
Geschäftsführerin Fachverband 
Evangelische Wohnungsnotfallhilfe 
und Straffälligenhilfe (FEWS) 
E-Mail: ott@diakonie-bayern.de

Fachausschuss Wohnungslosenhilfe
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Schuldnerberatung in Corona-Zeiten als Experiment
Was machen Schuldnerberatungsstellen ohne Besuche ihrer Schuldner?   
„Blended Counseling“ -  Ein Experiment dank Corona

In der Corona-Krise sahen sich die Schuldner- und 
Insolvenzberatungsstellen plötzlich vor unerwarteten 
Herausforderungen gestellt. Einerseits mussten sie 
den Allgemeinverfügungen und Hygienevorschriften 
entsprechen, andererseits erlebten sie ratsuchende 
Menschen mit großen Sorgen und Ängsten.

Durch das Corona-Virus wurde die Schuldner- und 
Insolvenzberatung ungeplant zu einem „Experimentier-
feld“. Es wurde hier ausprobiert, was die Wissenschaft 
der Sozialen Arbeit schon länger unter dem Begriff 
„Blended Counseling“ kennt. Er kann frei übersetzt 
werden als „gemischte Beratungsform“. 

Die Hochschule für Soziale Arbeit in der Nordwest-
schweiz beschreibt die Form des Blended Counseling 
als „systematische, konzeptionell fundierte, passgenaue 
Kombination verschiedener digitaler und analoger 
Kommunikationskanäle in der Beratung“. (siehe dazu: 
https://www.blended-counseling.ch)

Hier geht man der Frage nach, „wie das beraterische 
Face-to-Face-Gespräch und die Beratung mittels di-
gitaler Medien miteinander verknüpft und zu einem 
Blended Counseling weiterentwickelt werden können 
und welchen Mehrwert dies – insbesondere in Hand-
lungsfeldern der Sozialen Arbeit – generieren kann.“ Zu 
Zeiten der strengen Kontaktbeschränkung stellte sich 
die modifizierte Art der Leistungserbringung am Bei-
spiel einer ausgewählten Schuldner- und Insolvenzbera-
tungsstelle der Arbeiterwohlfahrt folgendermaßen dar:

�� Telefonische Beratungen statt „Face-To-Face-
Beratungen“.

�� Klient*innen wurden per Mail, im Einzelfall auch 
per Video-Treffen beraten

�� Korrespondenz mit Gläubigern wie bisher erledigt.
�� P-Konto-Bescheinigungen wurden telefonisch, per 

Mail oder Post zugestellt, evtl. auch persönlich über-
geben mit entsprechenden Hygiene-Maßnahmen. 

�� Insolvenzanträge wurden per Telefonkonferenz und 
auf dem Postweg erledigt.

�� Klient*innen aus der Warteliste wurden kontak-
tiert, telefonische Erstgespräche über den Postweg 
vorbereitet.

�� Fachberatungen fanden telefonisch oder Mail statt. 
Die Nachfrage war Corona-bedingt angestiegen. 

�� Staatliche Verordnungen zu Corona-Unterstützungs-
angeboten wurden täglich verfolgt, um Anfragen 
von Bürger*innen gerecht werden zu können oder 
sie weiter zu vermitteln.

�� Teamgespräche wurden nach und nach auf Video-
Meetings umgestellt.

Auch im Homeoffice wurden Leistungen im Sinne der 
ratsuchenden Bürger*innen erbracht:

�� Unterlagen eingescannt, per Mail weitergeleitet.
�� Rückrufwünsche von Klient*innen oder Gläubigern 

weitergeleitet und (mit unterdrückter Rufnummer) 
beantwortet.

�� Musterbriefe für die Serienbrieferstellung überar-
beitet und neu erstellt.

�� Arbeitspapiere und Formulare für das Intranet 
überarbeitet und neu erstellt.

�� Präsentationen für Multiplikatoren-Fortbildungen 
überarbeitet

�� Fortbildungsmaterial vertieft studiert
�� Fachkenntnisse anhand empfohlener Fachliteratur 

aktualisiert
�� Konzept der Beratungsstelle aktualisiert und fort-

geschrieben.
�� Aktualisierung der Homepage

Diese Auflistung gibt einen Einblick in die vielfältigen 
Leistungen, die unter den veränderten Bedingungen 
erbracht werden könnten.

Ist das Experiment „Blended Counseling“ in der Schuld-
nerberatung geglückt ? Coronabedingt ist eine extreme 
Form praktiziert worden, die persönlichen Begegnun-
gen waren sehr reduziert oder ganz eingestellt. Der Ein-
stieg in die längerfristige Beratung auf telefonischem 
oder digitalem Weg ist häufig gescheitert, Unterlagen 
wurden nicht zurückgesandt.

Langfristig lassen sich Beratungen durchaus mit Hilfe 
digitaler Kommunikationsformen erleichtern. Für den 
Beginn einer vertrauensvollen Beratungsbeziehung 
erscheint jedoch das persönliche Erleben der jeweils 
anderen Person, der Blick, die Bewegung, die Stimme, 
auch die räumliche Atmosphäre von großer Bedeutung 
für den weiteren erfolgreichen Beratungsverlauf.

Arbeiterwohlfahrt Kreisverband 
München Stadt e.V.
Mitglied im Fachausschuss 
Schuldnerberatung
E-Mail: inge.bruemmer@awo-muenchen.de

Fachausschuss Schuldner- und Insolvenzberatung
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Die ganze Zeit war alles noch wie immer. Familie 
M. wohnt in einem kleinen Dorf im Rhön-Grabfeld-
Kreis. Der Vater hat einen Vollzeitjob in einer größeren 
Firma, die Mutter steuert mit einem Teilzeitjob einen 
wichtigen Teil zum Familieneinkommen bei. Ein Kind 
besucht die Schule, das andere geht in den ortsansässi-
gen Kindergarten. Um sich fürs Alter zu rüsten, kaufte 
die Familie ein kleines Häuschen. Der Vater renovierte 
alles in Eigenleistung. Die Kredite laufen, ein kleiner 
Urlaub war auch jährlich im Gesamtbudget enthalten. 
Die Familie ist gut versorgt.

Dann kam Corona und eine ungewisse Zeit. Die Kin-
der mussten von heute auf morgen zu Hause bleiben, 
die Eltern gingen in Kurzarbeit. Was bleibt, ist das 
allgemeine Betreuungschaos der Kinder und die Sorge 
um die Zukunft. „Wie kommen wir nun über die Run-
den? Können wir unsere Raten pünktlich bezahlen?“ 
Die Ausgaben beim Wocheneinkauf steigen – ist die 
Familie dennoch gut versorgt? Die Schuldner- und 
Insolvenzberatung des Landkreises Rhön-Grabfeld 
rät hier ganz klar: „Verlieren Sie nicht den Überblick 
über Ihre Finanzen!“ 

Ähnliche Fälle kennen die Beraterinnen und Berater 
gut. Das komplette (scheinbar) sichere finanzielle Sys-
tem gerät aus den Fugen. Es war nicht planbar, nicht 
abschätzbar. Der Lockdown traf mit einer Vehemenz, 
die keine Chance bot sich darauf vorzubereiten.

Auch die Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen 
wurden quasi über Nacht vor neue Herausforderungen 
gestellt. Soforthilfen wurden aus dem Boden gestampft, 
täglich gab es neue Informationen und Updates.

Denken wir an die Familie aus oben genanntem 
Beispiel. Der Rhön-Grabfeld-Kreis ist ein Flächen-
landkreis, wer hier kein Auto hat, ist in der Teilhabe 
stark eingeschränkt. Der öffentliche Nahverkehr ist 

menschen  mit  behinderung

Sozialpädagogin (B.A.)
Schuldner- und Insolvenzberatung Bad 
Neustadt / Saale
E-Mail: schmittpeter@diakonie-nes.de

Schuldnerberatung – eine Chance in der Krise
ausbaufähig, da kommt es schon mal vor, dass der 
öffentliche Bus nur zweimal täglich fährt. Hohe Fahr-
zeuganschaffungs- und -unterhaltungskosten werden 
in Kauf genommen und „irgendwie“ bezahlt. Dörfli-
che Strukturen beherrschen die Region - „man kennt 
sich“. Die Angst, geoutet zu werden, ist groß. Hilfe 
wird, wenn überhaupt, zunächst im Familienverbund 
gesucht, bis gar nichts mehr geht.

Das Schlimmste, was Betroffene tun können, ist, den 
Kopf in den Sand zu stecken. Das Motto „Ich schaffe 
das, ich muss nur abwarten“ kann fatale Folgen haben. 
Jeder Gläubiger hat Rechte und möchte natürlich seine 
offene Forderung beglichen haben. Schwierig wird es 
dann, wenn man seinen Gläubiger auch noch kennt.
 
Sich Rat und Hilfe holen ist keine Schwäche – hier 
können die Beratungsstellen der freien und öffentlichen 
Wohlfahrtspflege wertvolle Hinweise geben, um nicht 
nur die Coronakrise finanziell gut zu überstehen. Die 
Beratung erfolgt kostenfrei.

Wir rechnen mit einem Anstieg der Verbraucherinsol-
venzen zum Ende des Jahres 2020. Die Umsatzrück-
gänge für kleinere Betriebe und Geschäfte im Land-
kreis brachten Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit mit sich.  
Und gerade hier will die Beratungsstelle Ansprech-
partner sein! Ein multiprofessionelles Team kümmert 
sich um die Belange und Problematiken rund um das 
Thema Schulden.

Gerade in Krisenzeiten gilt es, Prioritäten für Geld-
ausgaben zu setzen. Anschaffungen, die nicht zum 
täglichen Leben benötigt werden, sollten verschoben 
werden. Ein Haushaltsplan empfiehlt sich immer, denn 
der Teufel steckt im Detail. 

In der Schuldner- und Insolvenzberatung sehen wir uns 
als Wegbegleiterinnen mit dem Ziel, Klientinnen und 
Klienten wieder so zu stabilisieren, dass ein Weiter-
gehen alleine möglich ist. Ein wesentliches Element 
kann hierbei die Verbraucherinsolvenz sein.

Fachausschuss Schuldner- und Insolvenzberatung
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Querschnittsaufgaben der 
Betreuungsvereine

Der lange Weg zu einer 
bayerischen Förderrichtlinie

Arbeitsgemeinschaft Betreuungsvereine

Die Aufgaben der 133 anerkannten Betreuungsvereine 
in Bayern sind vielfältig. Ihre Mitarbeitenden führen 
in der Regel rechtliche Betreuungen für Menschen 
mit entsprechendem Bedarf. Daneben erledigen sie 
aber auch wichtige allgemeine Tätigkeiten, die unter 
dem Begriff der Querschnittsaufgaben zusammenge-
fasst werden. Von besonderer Bedeutung sind dabei 
die Gewinnung und Begleitung von ehrenamtlich 
tätigen rechtlich Betreuenden sowie deren Aus- und 
Fortbildung. 

Die sachgerechte und auskömmliche Finanzierung 
dieser Querschnittsaufgaben ist schon seit vielen Jah-
ren in der Diskussion. Diese Debatte wurde immer 
wieder im Zusammenhang mit der Betreuervergütung 
geführt, weil beide Aspekte natürlich zur finanziellen 
Absicherung der Tätigkeit von Betreuungsvereinen 
notwendig sind. In enger Zusammenarbeit haben die 
öffentliche und freie Wohlfahrtspflege in den letzten 
Jahren auf vielfältige Art und Weise zur Bedeutung 
der Querschnittsaufgaben für die Daseinsvorsorge von 
Bürgerinnen und Bürgern informiert und das Gespräch 
mit der bayerischen Politik gesucht, um Herausforde-
rungen und Problemstellungen für die Betreuungsver-
eine deutlich zu machen und nach Lösungswegen zu 
suchen. So konnte letztlich erreicht werden, dass erst-
mals für das Förderjahr 2019 ein Haushaltsansatz von 3 

Mio. Euro realisiert werden konnte, die ausschließlich 
der Querschnittsarbeit zugutekommen.

Damit war aber auch klar, dass die Verteilung der Mittel 
und das Antrags- und Verwendungsnachweisverfahren 
auf neue Grundlagen gestellt werden muss, um die 
haushaltsrechtliche Anforderung nach Transparenz 
mit fachlichen Anforderungen zu verknüpfen. Seit gut 
eineinhalb Jahren laufen nun die Gespräche zwischen 
dem Sozialministerium, den bayerischen Kommunen 
und kreisfreien Städten und den Verbänden der freien 
Wohlfahrtspflege zur Erstellung einer bayerischen 
Förderrichtlinie für die Finanzierung der Querschnitts-
aufgaben der Betreuungsvereine. Folgende Aspekte 
waren dabei für die öffentliche und freie Seite hand-
lungsleitend:

�� Die Querschnittsarbeit verfolgt vor allem das 
Ziel der Betreuungsvermeidung und erfüllt für 
Bürgerinnen und Bürger durch entsprechende In-
formation und Beratung eine wichtige Aufgabe zur 
Daseinsvorsorge. Das Netz der Betreuungsvereine 
sollte deshalb flächendeckend ausgebaut werden. 
Dazu braucht es vernünftige Anreize.

�� Die Gewinnung von Ehrenamtlichen wird immer 
aufwendiger. Die Betreuungsvereine werden in 
zunehmendem Maße auch mit schwierigeren Be-
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treuungsfällen konfrontiert, die zum Teil für ehren-
amtliche Betreuer kaum alleine zu bewerkstelligen 
sind. Es braucht Raum und Zeit für eine intensivere 
professionelle Unterstützung des Ehrenamts.

�� Die Zusammenarbeit zwischen Kommune, Be-
treuungsgericht/Betreuungsstelle und Betreuungs-
verein nimmt an Bedeutung zu. Das spiegelt sich 
nicht zuletzt auch im Entwurf eines neuen Betreu-
ungsorganisationsgesetzes wider. Auf der einen 
Seite spielen die Kommunen künftig eine stärker 
koordinierende Rolle, z.B. in der Abstimmung von 
Aufgabenschwerpunkten der Betreuungsvereine 
vor Ort. Dies schließt auch eine finanzielle Förde-
rung ein. Die Betreuungsgerichte auf der anderen 
Seite müssen die ehrenamtlich Betreuenden stärker 
im Blick haben und dabei auch die Betreuungsver-
eine nutzen.

�� Die Zusammenarbeit der für die Betreuungsvereine 
zuständigen Ministerien untereinander und mit den 
Akteuren im Betreuungswesen ist von entscheiden-
der Bedeutung. Auch wenn das Sozialministerium 
für die Förderung der Querschnittsaufgaben (und 
der Entwicklung einer Richtlinie) zuständig ist, 
kommt dem Justizministerium dennoch eine wich-
tige Rolle in der Umsetzung der Querschnittsauf-
gaben zu. Das erfordert eine engere Abstimmung 
untereinander, v.a. was den geplanten Ausbau der 
Betreuungsvereine über ein im Richtlinienentwurf 
einzuarbeitenden Konzept betrifft.

In einem intensiven Austausch aller Beteiligten in der 
Arbeitsgruppe Betreuungsvereine konnte mittlerweile 
ein Richtlinienentwurf entwickelt werden, der eine 
Vielzahl der geschilderten Herausforderungen aufgreift 
und Lösungsvorschlage bietet. Zentral ist die Idee einer 
Mittelausreichung, die sich an der Bevölkerungszahl 
der einzelnen Gebietskörperschaften in Bayern orien-
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tiert. Dadurch soll ein Anreiz zu einem bayernweiten 
Auf- und Ausbau von Betreuungsvereinen gesetzt 
werden, damit in allen Regionen der wichtige Bei-
trag zur Daseinsvorsorge in Form von Beratung und 
Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger erbracht 
werden kann. In engem Zusammenhang dazu wird 
eine stärkere verbindliche Zusammenarbeit der lokalen 
Betreuungsvereine untereinander und mit der Betreu-
ungsbehörde angestrebt. Die Betreuungsbehörde soll 
eine koordinierende Aufgabe übernehmen und eine 
bedarfsgerechte Erledigung der Querschnittsaufgaben 
durch alle vor Ort tätigen Betreuungsvereine ermög-
lichen. 

Die Arbeit der AG Betreuungsvereine wird auch mit 
Verabschiedung der Richtlinie zur Finanzierung der 
Querschnittsaufgaben nicht erledigt sein. Neben der 
notwendigen Begleitung und Unterstützung für die 
Betreuungsvereine in der Umsetzung der Richtlinie 
wird die anstehende Reform des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts neue Aufgabenstellungen mit 
sich bringen, die hier in bewährter Abstimmung 
zwischen der öffentlichen und freien Wohlfahrts-
pflege in den Blick genommen und gelöst werden 
können.
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Referent Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen
Paritätischer Wohlfahrtsverband, 
LV Bayern e.V. 

E-Mail: Klaus.Lerch@paritaet-bayern.de
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Der Betreuungsverein als Partner  
der „örtlichen Arbeitsgemeinschaft“

Dipl. Soz.päd. (FH)
Leiter Betreuungsverein der 
Bayerischen Gesellschaft für 
psychische Gesundheit e.V.
E-Mail: thomas.scharl@bgfpg.de
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In Regensburg wurde schon sehr früh der Weg einge-
schlagen, die Kompetenzen der im Betreuungsrecht 
relevanten Akteure in einem Gremium zu bündeln.

Die konstituierende Sitzung der „örtlichen Arbeitsge-
meinschaft“ fand bereits am 14.07.1992, somit unmit-
telbar nach Inkrafttreten des Betreuungsrechts, statt.
Neben Vertreter*innen des Amtsgerichts Regensburg 
und den für Stadt und Landkreis Regenburg zustän-
digen Betreuungsbehörden waren damals bereits die 
vier in Regensburg tätigen Betreuungsvereine fester 
Bestandteil des Kompetenzgremiums.

In den Folgejahren wurde das Forum erweitert, so dass 
heute auch Vertreter*innen des Ehrenamts, der OTH 
Regensburg, der Ärzteschaft, der Berufsbetreuer*innen 
und der Heimaufsicht (FQA) Mitglieder der Arbeits-
gemeinschaft sind.

Aktuell organisiert das Gremium Fortbildungen für 
Betreuer*innen oder bietet Pflegeheimen Informati-
onsveranstaltungen zu den Aufgaben einer gesetzlichen 
Betreuung an.

Für die Stadt Regensburg wurde ein Verfahren zur 
Neuakquise beruflicher Betreuer*innen entwickelt. 
Das Auswahlverfahren wird kooperativ mit Betreu-
ungsstelle und Vertretern der „örtlichen Arbeitsge-
meinschaft“ durchgeführt.

Vom „Regensburger Betreuungsverein - Verein zur 
Förderung der Betreuungsarbeit in Regensburg e.V.“ 
wurde der „Regensburger Leitfaden zur Vorsorge“ 
erstellt.

In Kooperation mit der Stadt Regensburg entstand 
für 2020 das „Jahresprogramm Regensburger Be-
treuungsverein“ mit vielfältigen Veranstaltungen für 
ehrenamtliche Betreuer*innen und Bevollmächtigte.
Es kann hier nur exemplarisch aufgezählt werden, wie 
umfassend die Zusammenarbeit der verschiedenen 
Akteur*innen gestaltet werden kann. 

Ziel dabei ist immer, die Qualität der gesetzlichen 
Betreuung im regionalen Kontext und zum Wohle der 
Betreuten weiterzuentwickeln.

Den Betreuungsvereinen kommt hier eine zentrale Auf-
gabe zu. Sie sind fester Bestandteil im sozialen Leben 

der Kommunen und ihre Vereinsbetreuer*innen und 
angebundenen ehrenamtlichen Betreuer*innen sind es, 
die die Wünsche der Betreuten umsetzen.

Für Interessierte bieten die Betreuungsvereine indi-
viduelle, niedrigschwellige Beratungen zu den The-
menbereichen gesetzliche Betreuung und Vorsorge an. 
Diese Querschnittsarbeit bewirbt dabei die Vorsor-
gevollmacht als Instrument der privaten Vorsorge. 
Dadurch können im Sinne des Gesetzes Betreuungen 
vermieden werden.

Es erfolgt auch eine Spezialisierung der Vereine nach 
Arbeitsschwerpunkten. So ist die Bayerische Gesell-
schaft für psychische Gesundheit e.V. aufgrund ihrer 
Kompetenz in der Versorgung von psychisch kranken 
Menschen hier vorrangiger Ansprechpartner.

In der Corona-Pandemie sind es gerade die Vereine, 
die durch ihre personelle und räumliche Ausstattung 
in Verbindung mit einem praxisnahen Hygienekonzept 
die Betreuten durch die Krise begleiten und weiter 
persönliche Betreuung anbieten.

Betreuungsvereine werden auch in Zukunft ihren Bei-
trag als Partner im Betreuungsrecht leisten.
Planungssicherheit und eine angemessene Finanzie-
rung der Querschnittsarbeit sind jedoch die Grundla-
gen, die Vereine in ihrem Fortbestand zu sichern und 
für die Übernahme weiterer Aufgaben zu stärken.

Arbeitsgemeinschaft Betreuungsvereine

www.die-bayerische.de

Bayerische Gesellschaft
für psychische Gesundheit e.V.
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menschen  mit  behinderungArbeitsgemeinschaft Mehrgenerationenhäuser

Am 17. März 2020 erreichte die Mehrgenerationen-
häuser (MGH) die Nachricht vom Bundesministerium, 
dass die Häuser aufgrund der Corona-Pandemie ihre 
Türen schließen sollen, gleichzeitig aber Kontakte mit 
Besucherinnen und Besuchern halten und Hilfsangebo-
te für Gruppen, die Unterstützung und Hilfe im Alltag 
benötigen, beibehalten und sogar hochfahren sollen.

Wie diese Schließung vollzogen wurde und was das 
für die einzelnen Mitarbeiter*innen bedeutete, war 
sehr unterschiedlich, abhängig von Trägern, Angeboten 
und Programmausrichtungen. Viele Träger von MGH 
betreiben am gleichen Ort Kindertagesbetreuungen und 
haben Notfallbetreuung angeboten, andere haben eine 
Sozialstation, die in der Versorgung pflegebedürftiger 
Menschen weiter tätig war. Vorhandene gastronomi-
sche Angebote wurden auf Lieferung und Abholung 
vor Ort umgestellt.

Ein Teil der Häuser war in der ersten Phase komplett 
geschlossen. Die MGH versuchten wie gewünscht, 
Hilfsangebote insbesondere für Senioren und Seni-
orinnen weiter zu gewährleisten bzw. aufzubauen. 
Kontakte zu Besucherinnen und Besuchern wurden 
über Briefe, Telefon und verstärkt – wo möglich – auch 
digital aufgenommen. Einige Beispiele:

�� Telefonkonferenzen, Nutzung von Videokonferen-
zangeboten,

�� Sprachkurse fanden zum Teil digital, zum Teil per 
Telefonkonferenz statt, der Kontakt zu Ehrenamt-
lichen wurde telefonisch aufrecht erhalten. 

�� Online – Beratung zum Umgang mit digitalen Me-
dien, Telefon-Beratung zu sozialen Fragen 

�� Hilfetelefon wurden eingerichtet, zur Organisation 
von Einkaufs- und Lieferdiensten, aber auch nur 
zum Austausch,

�� Mittagstische wurden durch die Etablierung von 
Lieferdiensten ersetzt.

�� Einkaufshilfen wurden organisiert.

Zum Teil wurden auch neue Angebote realisiert, eine 
kleine Auswahl:

��  „Freude-mach-Kiste“ vor dem MGH mit Büchern 
und anderen Überraschungen zum Mitnehmen

�� Vorlese-Wettbewerb über whats app
�� Für Menschen, die digital nicht erreichbar sind, 

gibt es Postkarten- und Brief-Aktionen
�� „Über-den-Zaun-Aktionen“ (Eis und Kuchen über 

den Zaun reichen...Essen to go)
�� „Sonntags nicht allein“ → Videokonferenz
�� Newsletter mit Ideen zur Beschäftigung 

�� Päckchen und Bastelsets werden für Familien zu-
sammengestellt und verschickt

�� Bastelanleitungen werden per Mail verschickt oder 
sind von der Website zum downloaden.

�� Bastelkisten konnten ausgeliehen werden
�� Einrichten eines „digitalen Stammtisches“
�� verstärkt Presseaktionen mit Hilfsangeboten
�� Nähen von Mund-Nase-Masken und Verteilung 

organisieren (Aufrufe starten zum Spenden von 
Stoffen, Gummis und Nähmaterial)

�� Aufgrund der Schließung der Tafeln, haben eini-
ge MGH das Angebot entwickelt, Lebensmittel 
und Hygieneartikel einzusammeln und weiter zu 
verteilen

�� Kinder malen, basteln und schreiben Briefe an 
Bewohner*innen eines Seniorenheimes 

�� Verleih von tablets
�� Einrichtung eines Corona-Hilfs-Fonds

Lockerungen
In einer Mail vom 07.05.2020 wurde uns vom Bund 
mitgeteilt, dass wir auf der Grundlage der Bestimmun-
gen unseres Bundeslandes einen Plan zur Reduzierung 
des Infektionsrisikos bei schrittweiser Öffnung unserer 
Mehrgenerationenhäuser erarbeiten und diesen mit 
unserer jeweiligen Kommune und/oder dem Gesund-
heitsamt abzustimmen sollen. Dies war nicht ganz so 
einfach, weil die MGH aufgrund ihres breiten Angebots 
Schwierigkeiten hatten, sich den entsprechenden Para-
graphen der aufeinander folgenden Infektionsschutz-
maßnahmenverordnungen und der daraus abgeleiteten 
Hygieneschutzkonzepten zuzuordnen.

So gab es Zuständigkeiten auf Landesebene von 
verschiedenen Ministerien wie Kultusministerium, 
Sozialministerium, Wirtschaftsministerium, Digital-
ministerium, Innenministerium und dem Gesundheits- 
und Pflegeministerium. Hier war die Unterstützung 
des Referats Generationen- und Seniorenpolitik sehr 
hilfreich.

Wie die MGH „kreativ“ durch die Corona-Zeiten kommen

Mehrgenerationenhaus
Alten Service Zentrum Eching
E-Mail: walter@asz-eching.deKl
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Prax is

Laut einer im Auftrag der Bertelsmann Stiftung 
durchgeführten Studie im Sommer 2019 zum Thema: 
Digitale Kompetenzen im Alter, sind zwei Drittel alle 
über 70-Jährigen unsicher im Umgang mit dem Internet 
oder mit neuen Medien wie Smartphones. 

Das Mehrgenerationenhaus Dachau hatte sich schon 
seit längerer Zeit mit verschiedenen Angeboten wie 
wöchentlichen, individuellen Mediensprechstunden 
oder dem PC Café als Gruppenangebot dem Thema 
genähert.

Dann kam Corona und damit fielen auf einen Schlag 
diese im Mehrgenerationenhaus stattfindenden Ange-
bote der Kontaktsperre zum Opfer.

Digitale Kompetenzen im Alter - 
in den Zeiten von Corona

Aber, auch das fand die Studie heraus, Internet und 
digitale Technologien sind gerade für ältere Menschen 
auch eine Chance länger selbstbestimmt im eigenen 
Zuhause leben zu können. Die notwendigen Dinge des 
Lebens können online bestellt werden, mit Hilfe von 
Videotelefonie kann der Kontakt zu den Familienmit-
gliedern aufrechterhalten werden. Enkeln kann man 
Märchen vorspielen oder interaktiv lesen und lesen 
lassen. Und auch die eigene Altersgruppe kann sich 
in Zeiten von social distancing untereinander digital 
begegnen, sich austauschen und sehen. 

Also gerade jetzt sind digitale Medien und Kenntnisse 
so wichtig!

Arbeitsgemeinschaft Mehrgenerationenhäuser

So musste für jedes Angebot, dass wieder aufgenom-
men werden sollte einzeln entschieden werden, wel-
che Vorschriften gelten, z.B. ist es Sport oder Kultur, 
ein gastronomisches Angebot oder Bildung. Dann 
mussten natürlich noch die örtlichen Gegebenheiten, 
Raumgröße, Ein- und Ausgänge, Belüftungsmöglich-
keiten berücksichtigt werden. Die Raumgröße mit 
einer maximal möglichen Teilnehmerzahl beeinflusst 
dann auch die finanzielle Deckung.

Probleme, vor denen die MGH gegenwärtig stehen:
�� finanzielle Einbußen wegen kompletten Wegfalls 

und reduzierten Teilnehmerzahlen.
�� Angebote werden nicht mehr wahrgenommen, es 

braucht Zeit, um sie wieder wie vor der Pandemie 
durchzuführen

�� Angebote können nur reduziert angeboten werden.
�� Besucher*innen jeglichen Alters sind vorsichtig
�� Freiwillig Engagierte stellen ihre Tätigkeit ganz 

oder vorübergehend ein,
�� Netzwerke sind zwar teilweise gestärkt worden, 

andererseits aber auch ausgedünnt
�� notwendige längerfristige Planungen sind schwie-

rig für die MGH
�� Kurzarbeit bei Mitarbeiter*innen
�� finanzielle Einbußen bei Honorarkräften
�� nicht alle Besucher*innen sind durch digitale An-

gebote erreichbar.
�� Infrastruktur und know how fehlen, um verstärkt 

digitale Angebote zu machen und zu nutzen

Ausblick
Ab 3. August 2020 beginnt die Antragsfrist für das 
Nachfolgeprogramm 2021 bis 2028. Teilnehmen kön-
nen die MGH, die bereits im laufenden Programm sind. 
Der Antrag muss bis zum 30. September gestellt sein. 
In Aussicht gestellt ist eine Finanzierung vom Bund in 
Höhe von 40.000 Euro. Die Kommunen müssen eine 
Kofinanzierung in Höhe von 10.000 Euro leisten. Die 
grundsätzliche Zusage (unter Haushaltsvorbehalt) soll-
te bis zum 30. September ebenso beigebracht werden 
wie ein Grundsatzbeschluss des jeweiligen Stadt- oder 
Gemeinderats.

Dieser Beschluss soll enthalten:
das Bekenntnis der Kommune zum Mehrgeneratio-
nenhaus und die Aussagen, dass das Mehrgeneratio-
nenhaus 
1.	 in die kommunalen Aktivitäten zur Schaffung 

guter Entwicklungschancen und fairer Teilhabe-
möglichkeiten für alle Bürgerinnen und Bürger 
eingebunden wird, sowie 

2. 	 weiterhin in die kommunalen Planungen bzw. Akti-
vitäten zur Gestaltung des demografischen Wandels 
und zur Sozialraumentwicklung im Wirkungsgebiet 
des Mehrgenerationenhauses eingebunden wird.

Es ist zu hoffen, dass die Anerkennung, die die MGH 
sich erarbeitet und erfahren haben, sich auch in Kri-
senzeiten in finanzieller Unterstützung durch die Kom-
munen niederschlägt und eine Sockelfinanzierung aller 
bayerischen MGH durch den Freistaat in absehbarer 
Zeit realisiert werden kann.
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Unser Fazit: Wir machen weiter!

Coronagerecht boten wir in dieser Zeit der sozialen Iso-
lation und Kontaktsperren, die Mediensprechstunden 
per Telefon an. Das funktionierte mit dem „TeamVie-
wer“. Mit TeamViewer steuern man über das Internet 
einen anderen Computer oder ein Smartphone bzw. 
man lässt den eigenen Computer von jemand ande-
rem steuern. Man kann so in wenigen Minuten einen 
Fernzugriff einrichten, sodass unsere ehrenamtlichen 
digitalen Lotsen beispielsweise Probleme auf dem 
Endgerät des Hilfesuchenden lösen konnten. Diese 
Angebote haben sich, verstärkt durch Presseartikel 
und unseren Aufsteller vor der Tür, relativ schnell he-
rumgesprochen und wurden dementsprechend bei uns 
nachgefragt, vermittelt und dann mit großer Häufigkeit 
durchgeführt.

Die Umstellung unseres PC Cafés auf ein Video 
Format bedurfte einer intensiven Vorbereitung jedes 
einzelnen Teilnehmers/ jeder einzelnen Teilnehmerin. 
Mit einem Zeitaufwand von Minimum einer Stunde 
pro Person wurde individuell die jeweilige Hardware 
eingerichtet und auch das Prozedere eingeübt. Jeder 
und Jede der zehn Interessent*innen hatten einen 
„Probelauf“ um Scheu und Sorgen abzubauen. Für 
die Video-Schaltung hatten wir das Programm jitsi 
meet gewählt. Teilnehmer*innen können über die 
simple URL (Abk.: Uniform Resource Locator = 
Identifikator einer Adresse im Web), die der Organi-

sator festlegt, einem Meeting beitreten. Neben dem 
Videochat ist auch ein Textchat-Fenster für Nach-
richten integriert.

Die Premiere einer Videokonferenz fand dann am 13. 
Mai 2020 statt und (fast) alle konnten sich auf Anhieb 
sehen und hören! Über die Möglichkeit des Fernzu-
griffs konnten zeitnah auch noch zwei „fehlende“ 
Personen mit an Bord geholt werden. Die zwei Stun-
den vergingen wie im Flug, denn es gab ein großes 
Redebedürfnis und auch der Freude, sich endlich mal 
wieder zu „sehen“, musste Raum gegeben werden.

Die beiden Ehrenamtlichen, die in diesem Projekt den 
Hut auf haben sind mit enormen Engagement an die Sa-
che herangegangen und haben die erfolgreiche, digitale 
Durchführung des PC Cafés als bestandene Lernziel-
kontrolle bewertet. Ihr Fazit: „Wir konnten mit diesem 
Format enorme Hemmungen bei den Teilnehmern und 
Teilnehmerinnen abbauen und auch selber auf diese 
Weise mit unseren PC Café „Besucher*innen“ wieder 
in Kontakt treten. 

Eröffnet haben wir die Konferenz mit einem Grußwort 
aus dem MGH, denn auch von unserer Seite fehlt uns 
der Kontakt zu unseren Besuchern enorm.

Aktuell ist uns nun die 1:1 Betreuung vom Gesund-
heitsamt der Kommune wieder erlaubt worden und 
so finden die ersten Smartphone Beratungen schon 
wieder hier bei uns im Hause statt. Selbstverständlich 
unter Einhaltung der Hygiene und Abstandsregeln 
und einer protokollierten Nachverfolgbarkeit der 
Kontakte. Da die Gruppengröße mit 10 bis 12 Perso-
nen im PC Café noch nicht analog bei uns im Hause 
möglich ist, haben alle Teilnehmer*innen den Wunsch 
geäußert gerne erstmal mit dem Videoformat weiter 
zu machen, auch um in Übung zu bleiben. Da meine 
beiden digitalen Lotsen selber großen Spaß haben zu 
experimentieren, wollen sie nun noch ein weiteres 
Format für eine Videokonferenz ausprobieren, ange-
lehnt an Webinare bei denen auch Folien und Texte 
gezeigt werden können.

Gemeinsam s ind  wir  stark

Leitung Mehrgenerationenhaus MGH 
AWO Kreisverband Dachau e.V.
E-Mail: mgh@awo-dachau.de
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Arbeitsgemeinschaft Mehrgenerationenhäuser
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Panorama

Umfrage der Sozialbank und der Verbände zu 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Pandemie
Die Bank für Sozialwirtschaft hat von Mai bis Mitte 
Juni 2020 rund 1.000 Akteure des Sozial- und Ge-
sundheitswesens zu den Auswirkungen der Corona-
Pandemie befragt und ermittelt vor welchen wirtschaft-
lichen Herausforderungen die Unternehmen stehen. 
Die Zielsetzung war es, Belastungen quantitativ und 
qualitativ zu identifizieren und entsprechende Unter-
stützungsbedarfe für politische und wirtschaftliche 
Weichenstellungen zu eruieren. Neben den wirtschaft-
lichen Auswirkungen wurden auch die Auswirkungen 
der Pandemie auf die Mitarbeiter, die Inanspruchnahme 
und Wirksamkeit der Schutzpakete, der Einfluss der 
Corona-Pandemie auf die Immobilien im Sozial- und 

Gesundheitswesen sowie die mittel- und langfristige 
Auswirkungen der Pandemie untersucht.  
Mit Unterstützung der Verbände der Freien Wohl-
fahrtspflege, des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge e.V. und dem Bundesverband privater 
Anbieter sozialer Dienste e.V. sowie der Universität zu 
Köln konnte eine hohe Reichweite und valide Ergeb-
nisse erzielt werden. 

Die Ergebnisse liegen nun ausgewertet vor – und Sie 
können Sie hier per Download abrufen: 

www.sozialbank.de/covid-19/umfrage.html

Hier ein kleiner Ausschnitt der Befragung: 
Die zentralen Ergebnisse
1.	 Die Kompensation von Ertragsausfällen durch 

die Schutzschirme wird als unzureichend angese-
hen.   Unsicherheit besteht hinsichtlich möglicher 
Rückzahlungsforderungen im Zusammenhang mit 
den  aktuell geleisteten Ausgleichszahlungen. Re-
gelungsbedarf wird zudem bei einem zusätzlichen  
Bürokratie- und Dokumentationsaufwandes bei 
der Kompensation von Fehleinnamen und bei der  
Refinanzierung von Schutzkleidung gesehen.  

2. 	 Es gibt deutliche Unterschiede bei der Auslastung. 
Die Tagespflege, die Kinder- und Jugendhilfe sowie 
die ambulante und stationäre Pflege sind am stärks-
ten von Auslastungsschwierigkeiten betroffen. 
Die ambulanten Wohnformen (Betreutes Wohnen/
Ambulant betreute Wohngemeinschaften) haben 
vergleichsweise geringe Auslastungsrückgänge zu 
verzeichnen.

3. 	 Nicht kompensierte Einnahmeausfälle bewegen 
sich mehrheitlich zwischen 5%-20%. Die erwartete 
Refinanzierungslücke wird etwas höher geschätzt 
als bereits vorhandene Einnahmeausfälle.

4.	 Es wird mit Liquiditätsengpässen im Verlauf der 
Pandemie gerechnet.

5.	 Die Inanspruchnahme der Hilfs- und Unterstüt-
zungsleistungen aus Schutzpaketen erfolgt bei ca. 
der Hälfte der Befragten. Dagegen werden die Kre-
dit- oder Liquiditätsprogramme sowie Programme 
der Landesförderbanken bisher kaum in Anspruch 
genommen.

6. Unterstützungsbedarf besteht in der Fördermittel-
beratung.

7.	 Das Engagement der Mitarbeitenden in der Sozial- 
und Gesundheitswirtschaft ist der entscheidende 
Faktor für die Bewältigung der Krise. Der größte 
Unterstützungsbedarf wird in der qualifizierten 
Personalgewinnung und der Personalentwicklung 
gesehen. Die Anforderungen an die Mitarbeiter 
haben sich erhöht.  Es wird davon ausgegangen, 
dass der Fachkräftebedarf in Folge der Pandemie 
zunehmen wird.

8.	 Der Konsolidierungsprozess wird in Folge der 
Corona-Pandemie voranschreiten.

9. 	 Die Corona-Pandemie hat bei einem erheblichen 
Teil der Sozial- und Gesundheitsimmobilien unzu-
reichende bauliche Strukturen für eine bestmög-
liche Versorgung von Patienten, Bewohnern und 
Kunden bei Pandemien aufgedeckt.

10. Es wird ein Digitalisierungsschub durch die Coro-
na-Pandemie erwartet. Der großen Bedeutung der 
Digitalisierung für die Krisenbewältigung stehen 
weiterhin zahlreiche Hürden für den Einsatz von 
Technik und digitalen Anwendungen gegenüber. 
Die Schaffung von finanziellen, personellen und 
technischen Voraussetzung sowie der Ausbau 
von erweiterten Kenntnissen sind entscheidende 
Zukunftsthemen für die Sozial- und Gesundheits-
wirtschaft.
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„Es ist Zeit für einen neuen Aufbruch“
Arbeiterwohlfahrt. „Es ist Zeit 
für einen neuen Aufbruch“: Das 
ist der Titel des von der Friedrich-
Ebert-Stiftung (FES) im Juli 2019 
vorgelegten Positionspapiers*) zur 
psychosozialen Versorgung von 
Menschen mit einer psychischen Er-
krankung. Das Positionspapier iden-
tifiziert dringende Handlungsbedarfe  
in der gemeindepsychiatrischen Ver-
sorgung und zeigt Lösungsvorschlä-
ge auf. Forschungen haben ergeben, 
dass ein Großteil stationärer Aufnah-
men vermeidbar sind, wenn es ein 
im Vergleich zu den stationären/teil- 
Angeboten vergleichbares System 
ambulanter Leistungen geben würde. 
Im Folgenden sollen einige wesent-
liche Punkte, bezogen auf eine ge-
meindenahe  Versorgung, ausgeführt 
werden. 
Die politische und gesellschaftliche 
Relevanz des Themas wird deutlich, 
wenn man sich die Prävalenz und 
die Folgen schwerer psychischer 
Erkrankungen deutlich macht. 
„Die Prävalenz schwerer psychi-
scher Erkrankungen liegt zwischen 
einem und zwei Prozent der erwach-
senen Bevölkerung (Gühne et al. 
2015). Das bedeutet, dass zu jedem 
beliebigen Zeitpunkt 500.000 bis 
eine Million Menschen in Deutsch-
land schwer psychisch erkrankt 
sind.“ (FES S. 5)
„Psychische Erkrankungen sind mit 
erheblichen Einschränkungen der 
Lebensqualität verbunden, sowohl für 
die Erkrankten selbst als auch für ihr 
soziales Umfeld. Neben den Belas-
tungen durch die Krankheitssympto-
matik ist die Gruppe der schwer psy-
chisch kranken Menschen verstärkt 
von gesellschaftlicher Exklusion 
bedroht, insbesondere in den Berei-
chen Wohnen und Arbeiten (Gühne/
Riedel-Heller 2015).“ (FES S. 5) 

Zum individuellen Leiden tritt die 
ökonomische Komponente hinzu:
„Die durch psychische Krankhei-
ten verursachten direkten Kosten 
für das Gesundheitswesen beliefen 
sich im Jahr 2015 auf 44,372 Mil-
liarden Euro (Destatis 2017) und 
machten somit 13,12 Prozent der 
gesamten Krankheitskosten aus. Die 
Arbeitsunfähigkeitstage (AU-Tage) 
aufgrund psychischer Erkrankungen 
haben sich von 2007 bis 2017 von 48 
auf 107 Millionen mehr als verdop-
pelt und es sind unter allen Krank-
heitsgruppen den höchsten Anstieg 
zu verzeichnen (BAuA 2009, 2018). 
(FES S. 5)

Infolge der Psychiatrie-Enquete von 
1975 wurden die psychiatrischen 
Fachkrankenhäuser deutlich ver-
kleinert und umstrukturiert, psychi-
atrische Abteilungen wurden zuneh-
mend an Allgemeinkrankenhäuser 
angegliedert.

Obwohl sich die Bettenzahl bis 
2005 halbiert hat, (AOLG 2012) 
haben sich die  Behandlungsfälle 
seit 1990 mehr als verdoppelt. Der 
Bettenabbau wurde also durch eine 
massive Verkürzung der stationären 
Verweildauer auf aktuelle 23,8 Tage 
(Destatis 2018) erreicht. 

„Es kam also zu einer Leistungs-
verdichtung, in deren Folge die 
Wiederaufnahmeraten in den 
Kliniken deutlich stiegen – der 
„Drehtüreffekt“ beschleunigte 
sich, mit negativen Folgen sowohl 
für die Patient*innen als auch für 
die Kostenträger (Spiessl et al. 
2006).“ (FES S.10)

Mangelnde Verfügbarkeit intensiv-
amulanter Versorgungsangebote

Die wesentliche Ursache dieser nicht 
erwünschten Entwicklung sehen die 
Autor*innen darin, dass es bislang 
nicht gelungen ist, flächendeckend 

und in ausreichendem Umfang am-
bulante Komplexleistungsangebote 
für schwer psychisch kranke Men-
schen zur Verfügung zu stellen. 

„Psychisch schwer erkrankte Men-
schen mit dem Bedarf einer zeitin-
tensiven und komplexen Behand-
lung sind nach wie vor weitgehend 
auf institutionelle, stationäre Set-
tings angewiesen (Steinhart/Wien-
berg 2017: 26).“ (FES S. 11)

Und das obwohl die Forschung (Die-
terich et al. 2010; Murphy et al. 
2012) und die S3 Leitlinien „Psy-
chosoziale Therapien bei schwe-
ren psychischen Erkrankungen“  
(DGPPN 2019) davon ausgehen, 
dass multiprofessionelle aufsuchen-
de gemeindenahe Hilfen Hospitali-
sierung vermeiden können, fehlt es 
bislang flächendeckend an koordi-
nierten Komplexleistungen. 

Mit dem „Funktionalen Basismo-
dell“ psychiatrischer Versorgung 
(Steinhart/Wienberg 2017), das sek-
toren- und SGB-übergreifend ausge-
richtet ist, liegt ein konkreter und in 
einigen Regionen bereits erprobter 
Lösungsvorschlag vor, der wichti-
ge Impulse für die erforderlichen 
Reformen bieten kann und auf seine 
Umsetzung wartet. 

Das vom Innovationsfonds geförder-
te Modellprojekt „Gemeindepsych-
iatrische Basisversorgung“ „Hilfen 
wie aus einer Hand“ des Dachver-
bands Gemeindespsychiatrie könnte 
einen entscheidenden Beitrag zu die-
ser Diskussion leisten. Das Projekt 
hat das „Funktionelle Basismodell“ 
aufgegriffen und weiter operationa-
lisiert. Zusammen mit gemeindepsy-
chiatrischen Trägern wird es in ver-
schiedenen Städten in Deutschland 
(in Bayern München u. Augsburg) 
realisiert. Evaluiert wird es von Prof. 
Dr. rer. soc. Reinhold Kilian, Uni-
versität Ulm (nähere Informationen 
unter: https://gbv.online/)

*) FES 2019 , Friedrich-Ebert-Stiftung 
Herausgeberin: Abteilung Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, www.fes.de/wiso
ISBN: 978-3-96250-333-8 
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Situation der Tagespflegen existenzbedrohend. 
Diakonie fordert Hilfspaket.

Diakonie. Die Einrichtungen der 
Tagespflege in Bayern geraten in im-
mer größere wirtschaftliche Schwie-
rigkeiten. „Nach dem Lockdown im 
Frühjahr können sie nun zwar wieder 
Gäste aufnehmen“, so Michael Bam-
messel, Präsident der bayerischen 
Diakonie. „Um die Hygiene- und 
Abstandsregeln einzuhalten, ist die 
Platzzahl jedoch faktisch halbiert.“. 
Die Kosten der Träger seien da-
gegen unverändert hoch. „Damit 
sind Angebote, für die wir auch mit 
der Unterstützung der Politik lange 
gekämpft haben, in ihrer Existenz 
bedroht.“

Neben den Personalkosten sind es 
insbesondere die Investitionskosten, 
die die Träger belasten. „Um die 
Einrichtungen aufzubauen, haben 
die Träger zum Teil hohe Summen 
investiert. Diese Investitionskosten 
können aufgrund der pandemie-
bedingten geringeren Auslastung 

seit März nicht mehr refinanziert 
werden.“ Er gehe davon aus, dass 
sich diese reduzierte Auslastung 
auch im Herbst fortsetzen werde. 
„Um die Existenz der Tagespflegen 
zu sichern, benötigen wir seitens 
der Staatsregierung dringend Hilfe“, 
sagte Bammessel und forderte ein 
Hilfspaket ähnlich jenem für die 
Krankenhäuser.

Dem Vorschlag der Politik, die Ein-
nahmeausfälle über die Pflegesätze 
zu refinanzieren, erteilte Bammessel 
eine Absage. „Dies würde bedeuten, 
dass jene, die einen Platz in einer 
Tagespflege bekommen, die unver-
schuldeten Einnahmeverluste der 
Träger zu schultern haben.“ Ange-
sichts der zahlreichen Rettungs- und 

Hilfspakete der vergangenen Monate 
forderte Bammessel, dass die Politik 
auch in diesem Bereich aktiv werden 
müsse. Es gebe bislang keine Hilfs-
pakete, von denen die Tagespflegen 
profitieren können: „Die Träger, 
ihre Mitarbeitenden, insbesondere 
aber die Pflegebedürftigen brauchen 
Hilfe, und zwar schnell.“

Tagespflegen sind der Diakonie zu-
folge ein zentrales Angebot für Men-
schen mit Pflegebedarf, die keine 
vollstationäre Pflege benötigen. Die 
Gäste werden in der Regel am Vor-
mittag in die Einrichtung gebracht 
und am Nachmittag wieder abgeholt.  
Die Diakonie in Bayern allein unter-
hält über 50 Tagespflegen. Vor Aus-
bruch der Corona-Pandemie wurden 
knapp 1.000 Plätze angeboten, die 
sich mittlerweile nahezu halbiert 
haben. „Unsere Träger führen zum 
Teil bereits Wartelisten, so hoch ist 
der Bedarf.“

m i t gl  i e d s o r ga  n i sa  t i o n e n

UN-Behindertenkonvention  
und Bundesteilhabegesetz

Die UN-BRK von 2006 (seit 2009 
in Deutschland Gesetz) brachte ei-
nen entscheidenden Perspektiven-
wechsel für die Menschen mit einer 
Behinderung. Die UN-BRK stellt die 
Prinzipien der Autonomie und der 
Teilhabe (Zugehörigkeit, Inklusion) 
als gleichberechtigt nebeneinander.  
Die UN-BRK hatte auch großen Ein-
fluss auf das Bundesteilhabegesetz 
(BTHG). Durch dieses Gesetz soll 
der Paradigmenwechsel vom „Für-
sorgesystem“ zu einem modernen 
Teilhaberecht vollzogen werden. 
Dieses Gesetz soll sich konsequent 
am individuellen Bedarf mit dem 
Ziel einer selbstbestimmten Lebens-
führung von Menschen mit einer 
Behinderung orientieren. 

Es ist jedoch festzustellen, dass 
die aktuellen Probleme insbe-
sondere von Menschen mit einer 
psychischen Erkrankung, mit 
dem BTHG nicht gelöst werden. 
Viele psychisch kranke Menschen 
sehen sich selbst nicht als behindert 
an. Die Diskussionen zeigen auch, 
dass, obwohl das Gesetz auf alle 
Arten von Behinderungen ausge-
richtet sein soll, eine Fokussierung 
auf die Bedürfnisse von Menschen 
mit körperlichen Behinderungen 
stattfindet. 
„Die spezifischen Bedarfe psychisch 
kranker, insbesondere auch schwer 
psychisch kranker Menschen be-
dürfen einer eigenen Analyse und 
erfordern passgenaue Maßnahmen. 
Die diesbezüglich erforderlichen po-
litischen Weichenstellungen stehen 
noch aus.“ (FES S. 8)

Das Resümee der Autoren:
 „Zukunftsorientierte psychosoziale 
Versorgung stellt nicht das Versor-
gungssystem in den Mittelpunkt, 
sondern den psychisch erkrankten 
Menschen. Die Hilfeplanung muss 
personenzentriert und ressourcen-
orientiert ausgerichtet sein. Lei-
tende Prinzipien sind die Achtung 
von Würde und Selbstbestimmung 
der betroffenen Menschen sowie 
die partnerschaftliche Planung und 
Ausgestaltung der für sie individuell 
passenden Hilfen. Unterstützungs- 
und Versorgungsangebote nach 
aktuellem fachlichem Standard 
müssen wohnortnah zur Verfü-
gung stehen und in den Sozialraum 
eingebunden sein.“ (FES S. 18 )
Horst Reiter, Referent für Sozialpsychiatrie 

und Behindertenhilfe beim AWO 
Landesverband Bayern
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Anzeige -

„Kein Rotstift im Sozialen - alle Leistungen, die wir erbringen, sind systemrelevant.“ 
Sabine Lindau als viertes Vorstandsmitglied der Diakonie Bayern eingeführt.
Diakonie. „Die Mitarbeitenden der 
Diakonie haben in den vergangenen 
Wochen und Monaten einen großar-
tigen Job gemacht – und dies muss in 
Zukunft möglich sein“, sagte Sabine 
Lindau, das neue Vorstandsmitglied 
der Diakonie Bayern, heute bei ihrer 
Amtseinführung. Coronabedingt 
fand diese nur in kleinem gottes-
dienlichem Rahmen in Nürnberg 
statt. Die 1966 geborene Lindau 
war bereits im Februar vom Dia-
konischen Rat als viertes Mitglied 
in den Vorstand des zweitgrößten 
bayerischen Wohlfahrtsverbandes 
berufen worden und hatte ihr Amt 
am 2. Juni angetreten. 

 „Die Corona-Pandemie hat gezeigt: 
Die Diakonie ist systemrelevant, 
und wir müssen sicherstellen, dass 
die Menschen, die Hilfe benötigen, 
diese auch weiterhin bekommen“, so 
Lindau weiter. Damit dies so bleiben 
könne, müsse die Handlungsfähig-
keit der diakonischen Träger auch 
in Zukunft sichergestellt sein. „Sie 
müssen darum die wirtschaftlichen 
Hilfen bekommen, die sie brau-
chen.“ Die Folge von Corona dürfe 
auf keinen Fall „der Rotstift im 
Sozialen sein.“ Denn viele Hilfen 
der Diakonie, wie etwa die Fami-
lienberatung, aber auch Unterstüt-
zungsangebote für Alleinerziehende, 
seien in den vergangenen Monaten 
verstärkt in Anspruch genommen 
worden – „auch von Menschen, die 
sich früher nicht an die Diakonie 
gewandt haben.“ 

Lindau sprach sich bei ihrer Einfüh-
rung weiterhin klar gegen Rassismus 
und Antisemitismus aus. „Corona 
wirkt leider auch hier wie ein Brenn-
glas. Wir waren bei der Bekämp-
fung dieser beiden beängstigenden 
Phänomene in Bayern schon mal 
weiter.“ Nicht nur sie habe den Ein-
druck, dass in den vergangenen Mo-
naten die Ausgrenzungstendenzen 
wieder stark zugenommen hätten. 

„Wir müssen die Menschen wieder 
stärker zusammenführen, damit wir 
auch in Zukunft in einer solidari-
schen Gesellschaft leben können.“

Im Diakonischen Werk Bayern wird 
Lindau neben der landesverbandli-
chen Vertretung in München künftig 
die Bereiche Integration, Migration 
und Flüchtlingshilfe sowie Kinder, 
Jugendliche, Familien, Frauen ver-
antworten.
Lindau war nach dem Studium der 
Theologie in Tübingen und Berlin 
sowie einem Betriebswirtschaftsstu-
dium in Stuttgart zunächst Vorstand-
sassistentin bei der Unternehmens-
gruppe „Dienste für Menschen“, 
Stuttgart, ehe sie als Referentin für 
stationäre Altenhilfe in das Diakoni-
sche Werk Württemberg wechselte. 

Im Oktober 2000 wechselte sie zur 
Inneren Mission München. Hier war 
sie zunächst Assistentin des Vorstan-
des, ehe sie als Abteilungsleiterin 
unter anderem die Bereiche Quali-
tätsmanagement, Ehrenamt, Fort-
bildung und ab 2003 den Bereich 
Sozialpsychiatrie und Gesundheit 
übernahm. Seit 2011 war Lindau 
Geschäftsführerin der Bezirksstel-
le München und hat Erfahrung in 
der Spitzenverbandsarbeit auf Be-
zirks- sowie Kommunalebene. Im 
Februar 2020 wurde sie vom Dia-
konischen Rat, dem Aufsichtsorgan 
des Landesverbandes, zum vierten 
Vorstandsmitglied berufen. 

Sie ergänzt den bislang dreiköpfi-
gen Vorstand, bestehend aus Mi-
chael Bammessel (Präsident und 
Vorstandsvorsitzender), Wolfgang 
Janowsky (Vorstand Wirtschaft und 
Recht) sowie Sandra Schuhmann 
(Vorständin Gesundheit und Teil-
habe). 
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Digitale Wege durch die Krise
Neues Schulungsangebote für digitale Beratung der Caritas 

Caritas. Die Corona-Pandemie – 
man könnte fast meinen, es gibt 
kein anderes Thema mehr. Der 
Eindruck täuscht nicht und die 
Auswirkungen, die dieses Virus hat, 
sind nicht zu überschätzen. „Flatten 
the curve“, das war die Losung mit 
der Mitte Mai weitreichende Ein-
schränkungen des öffentlichen Le-
bens gerechtfertigt wurden – nicht 
zuletzt deshalb ist Deutschland 
bisher vergleichsweise glimpflich 
durch die Pandemie gekommen. 

Trotzdem sind die Auswirkungen 
der Pandemie allerorten zu spüren, 
auf gesellschaftlicher, auf poli-
tischer, auf wirtschaftlicher und 
auch auf ganz persönlicher Ebene. 
Social-Distancing, Regieren qua 
Allgemeinverfügung, Geschäfts-
schließungen und Wegbrechen 
der Geschäftsgrundlage für ganze 
Branchen, Homeschooling oder 
Kurzarbeit, wenn nicht gar Verlust 
des Arbeitsplatzes. Der disruptive 
Charakter der Pandemie ist deutlich 
spürbar und die Sehnsucht nach 
Rückkehr zur Normalität sehr gut 
nachvollziehbar.

Disruptionen haben aber bei allen 
negativen Aspekten immer auch die 
Eigenschaft, den Weg zu ebnen für 
neue Wege. Insbesondere die Bera-
tungsdienste der Caritas waren nach 
einer anfänglichen Schockstarre ge-

fordert, neue Wege in der Beratung 
zu gehen, um ihre Angebote nach 
wie vor anbieten zu können und 
dem durchaus gesteigerten Bedarf 
nach Beratung nachzukommen.

In Zeiten von innovativen, techni-
schen Lösungen, schneller, digita-
ler Kommunikation, zunehmender 
Flexibilisierung von Arbeitszeit 
und Arbeitsort sowie von häufige-
ren Ortswechseln von Menschen 
taten sich schon vor Corona für die 
Beratungsstellen neue Herausfor-
derungen und Chancen auf. Digi-
tale Informationskanäle wie Social 
Media, Online Foren und Apps be-
einflussen zunehmend das Arbeits-
feld der professionellen Beratung. 
Durch die Corona-Pandemie und 
die Einschränkungen im direkten 
persönlichen Kontakt, zeigte sich 
aber auch das Potenzial und die 
Notwendigkeit, digital gestützte 
Hilfsangebote anzubieten.

Dass dieses Feld zu bearbeiten 
ist, war allen schnell klar; den-
noch gibt es zunächst viele Fragen 
zu beantworten. Um dieser Un-
sicherheit vorzubeugen, hat der 
Landes-Caritasverband, gefördert 
und unterstützt durch die Europä-
ische Union und das bayerische 
Sozialministerium in Zusammen-
arbeit mit dem Deutschen Caritas-
verband ein Schulungsprogramm 

unter dem Titel „Let’s help Online“ 
aufgesetzt.

Ziel ist es, zu vermitteln und zu 
erarbeiten, wie eine Kombination 
von technologischen Möglichkei-
ten und herkömmlichen Beratungs-
strukturen gelingen kann und wie 
eine Integration die Qualität der 
Versorgung von Klientinnen und 
Klienten nachhaltig optimiert und 
bereichert. Der Kurs richtet sich an 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
aus verschiedenen Bereichen der 
psychosozialen Beratung, wie z.B. 
der Suchtberatung, Schwanger-
schaftsberatung, Familienberatung, 
Paarberatung, Erziehungsberatung, 
Sozialpsychiatrischer Dienst oder 
auch Kriseninterventionsdienste. 

Kommunikation und Haltung, 
Medien, Methoden, Moderation, 
Klienten, Krisen & kompatible 
Nachsorge sowie Ethik, Recht 
& Reflexion aufgeteilt auf sechs 
Schulungstage – selbstverständlich 
auch Online: innerhalb von sechs 
Monaten sollen den Teilnehmern 
digitale, pädagogische, psychoso-
ziale und kommunikative Kom-
petenzen für die Online Beratung 
vermittelt werden.

Über die gesamte Ausbildung hinweg 
wird ein praktischer Fokus gesetzt, 
sodass die Teilnehmenden stets die 
Möglichkeit haben, theoretische In-
halte zu üben und in ihren Praxisalltag 
zu transferieren. Praxisbeispiele, Bli-
cke in benachbarte Fachrichtungen, 
Fallarbeit sowie kollegiale Beratung 
und Netzwerken runden die Kompe-
tenzerweiterung ab.

Wenn Sie Lust haben, es sind noch 
einzelne Plätze frei. Alle Informati-
onen zu dem Kurs finden Sie Online 
unter www.caritas-bayern.de/lets-
help-online 

Tobias Utters
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Es gilt als unbestritten: 
die gesellschaftlich 
notwendigen Anfor-

derungen müssen künftig 
von einer kleineren Gruppe 
Erwerbstätiger bewältigt 
werden. Unbedacht sind 
jedoch häufig die Doppel-
belastungen und Verein-
barkeitsprobleme neben 
dem Beruf, insbesondere 
wenn es trotz sozialpoliti-
schen Gesetzgebungen und 
Rechtsansprüchen sozia-
le Versorgungslücken wie 
fehlende Kita-Plätze oder 
Aufnahmestopps in pflege-
rischen Versorgungsformen 
gibt1. Bereits jetzt wurde 
eine ansteigende Zahl der Pflegepersonen seit dem Jahr 
2012 registriert2. Eine Entwicklung, welche zu Zeiten 
einer nahezu deutschlandweiten Vollbeschäftigung3  

auf dem deutschen Arbeitsmarkt zum Nachdenken 
anregen sollte.

Gerade aus aktuellem Anlass ist die Thematik von 
besonders hoher Brisanz. Die Pandemie hat deutlich 
gezeigt, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege 
ein gesellschaftliches sowie politisch zu unterpräsen-
tiertes Thema ist. Der mediale Fokus lag während und 
nach der Hochphase der Covid-19-Pandemie zu stark 
auf der Betreuung von Kindern durch berufstätige 
Angehörige. So ist es nicht verwunderlich, dass das 
Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) im Juni 2020 
folgende Schlussfolgerungen trifft: Die SARS-CoV-
2-Pandemie stellt pflegende Angehörige von Menschen 
mit und ohne Demenzerkrankung vor weitreichende 
gesundheitliche, psychische, soziale und ökonomische 
Herausforderungen4.

Hintergrund
Irrtümlicherweise wird die Vereinbarkeit von famili-
ären und beruflichen Verpflichtungen meist mit einer 
familiengerechten Personalpolitik für Erziehungsbe-
rechtigte mit minderjährigen Kindern gleichgesetzt. 
Aufgrund verschiedener demographischer Variab-

len sind Erwerbstätige je-
doch immer häufiger mit der 
Versorgung und Pflege von 
meist betagteren Angehöri-
gen konfrontiert. Die Verein-
barkeit von Beruf und Pflege 
ist kein Einzelphänomen. In 
Deutschland pflegt jede*r 
zehnte Beschäftigte der 55- 
bis 64-Jährigen5. Insbeson-
dere verheiratete Frauen im 
Alter zwischen 40 bis 506 
Jahren sind betroffen.

Bislang besteht eine gerin-
gere Akzeptanz für Pflegetä-
tigkeiten in der Gesellschaft 
und auf dem Arbeitsmarkt7  
als für die Betreuung von 

minderjährigen Kindern. Dies gilt es jedoch kritisch zu 
hinterfragen, denn: Ein Pflegefall führt insbesondere 
bei Frauen ebenso häufig zur Erwerbsunterbrechung 
wie das Vorhandensein eines Kindes im Vorschul- oder 
Grundschulalter8.

Folgen
Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf stellt ein 
immer häufigeres Phänomen dar, das nahezu jeden 
Menschen im Laufe des Lebens trifft. Auch gleich-
altrige oder jüngere Menschen können aufgrund eines 
Unfalls oder Krankheit zeitweise oder langfristig 
pflegebedürftig werden. Die Folge wird ein immer 
brüchiger werdender Generationenvertrag sein, bei 
dem politische Konfliktzonen zwischen Jungen und 
Alten sowie familiären und nicht-familiären Lebens-
formen entstehen.

Durch mangelndes Vereinbarkeitsmanagement können 
neben schwerwiegenden persönlichen Auswirkungen 
wie Überforderung oder Stress, berufliche Folgen 
resultieren. Es folgen Arbeitsausfälle, Arbeitszeitre-
duzierungen, geringere Produktivität und vermehrte 
Krankheitstage. Hochrechnungen belegen, dass sich 
betriebliche Folgekosten in Höhe von ca. 14.000 Euro 
pro Beschäftigten und Jahr mit Pflegeaufgaben durch 
Präsent- und Absentismus ergeben9.

Vereinbarkeit von Beruf und Pflege –  
(k)ein Thema während der Pandemie?

m i t gl  i e d s o r ga  n i sa  t i o n e n
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pflegerische Dienstleistungen und Hilfestrukturen im 
Wohnumfeld möglichst weitgehend und sicher nutzbar 
zu machen. Dies gilt auch zu besonderen Krisenzeiten, 
wie bei der Covid-19-Pandemie.

Das Bayerische Rote Kreuz bemüht sich, ein geeigne-
tes Versorgungsmanagement, z.B. mit teilstationären 
Angeboten vorzuhalten und „krisensicher“ auszubau-
en. Das BRK betreut aktuell täglich ca. 1.000 ältere 
Menschen in 57 Tagespflegen.

„Wir sehen es als unse-
re Pflicht, durch unter-
schiedliche pflegerische 
und betreuende Angebote 

den vielseitigen Ansprüchen sowie der gesellschaftli-
chen Verantwortung gegenüber dem Pflegesektor und 
den pflegenden Angehörigen gerecht zu werden.“

 1 DIP (2018): Pflege-Thermometer 2018. Eine bundesweite 
Befragung von Leitungskräf-ten zur Situation der Pflege und 
Patientenversorgung in der teil-/vollstationären Pflege. Köln. 
Grabenhorst, Elke. Online verfügbar unter http://www.dip.de/
fileadmin/data/pdf/pressemitteilungen/Presseinformation_Pflege-
Thermometer_2018.pdf, zuletzt geprüft am 02.04.2018.
2 Rothgang, Heinz; Müller, Rolf; Runte, Rebecca; Unger, Rainer 
(2017): Pflegereport 2017. Berlin: BARMER GEK (Schriftenreihe 
zur Gesundheitsanalyse, Band 5).
3 Statista (Hg.) (2018a): Bevölkerung - Zahl der Einwohner 
in Deutschland nach Altersgruppen am 31. Dezember 2016 
(in Millionen). Erhebung durch Statistisches Bundesamt. 
Erhebungszeitraum 31. Dezember 2016. Online verfügbar unter 
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1365/umfrage/
bevoelkerung-deutschlands-nach-altersgruppen/, zuletzt geprüft 
am 01.07.2018.
4 Eggert, Simon; Teubner, Christian; Budnick, Andrea; Gellert, 
Paul; Kuhlmey, Adelheid (2020): Pflegende Angehörige in der 
COVID-19-Krise. Ergebnisse einer bundesweiten Befragung. 
Studie. Hg. v. Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP). Berlin. 
Online verfügbar unter https://www.zqp.de/corona-pflegende-
angehoerige/, zuletzt geprüft am 10.07.2020.
5 Geyer, Johannes (2016): Informell Pflegende in der deutschen 
Erwerbsbevölkerung: Soziodemografie, Pflegesituation und 
Erwerbsverhalten. In: Vereinbarkeit von Beruf und Pflege. 

1. Auflage. Berlin: Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP-
Themenreport), S. 24–43.
6 ZQP (Hg.) (2015): ZQP-Unternehmensbefragung „Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf“. Ergebnisse repräsentative ZQP-Befragung, 
19 Februar 2015.
7 DGB Bundesvorstand (Hg.) (2008): Vereinbarkeit von Beruf und 
Pflege. Ein Hand-lungsfeld für Betriebsräte. Unter Mitarbeit von In 
Kooperation mit dem Bereich Gleich-stellungs- und Frauenpolitik. 
Erarbeitet von Wert.Arbeit GmbH.
8 Schneider, Thorsten; Drobnic, Sonja; Blossfeld, Hans-
Peter (2001): Pflegebedürftige Personen im Haushalt und 
das Erwerbsverhalten verheirateter Frauen. In: Zeitschrift für 
Soziologie 30 (5), S. 362–383.
9 Schneider, Helmut; Heinze, Jana; Hering, Daphne (2011a): 
Betriebliche Folgekosten mangelender Vereinbarkeit von Beruf und 
Pflege. im Rahmen des Projektes „Carers@Work - Zwischen Beruf 
und Pflege: Konflikt oder Chance? Hg. v. For-schungszentrum 
Familienbewusste Personalpolitik. Westfälische Wilhelms-
Universität Münster; Steinbeis-Hochschule Berlin.
10 Schmid, Josef (2012): Probleme und Zukunftsperspektiven des 
Sozialstaates. Hg. v. Bundeszentrale für politische Bildung.
  BMFSFJ (Hg.) (2014): Vereinbarkeit von Beruf und Pflege. 
Wie Unternehmen Beschäftigte mit Pflegeaufgaben unterstützen 
können (2BR69).

Folglich ist das Verhältnis von Sozialpolitik und 
Wirtschaft zweischneidig; es gibt hemmende wie 
fördernde Faktoren. Der Sozialstaat verbraucht 
Ressourcen, die er über Steuern und Beiträge dem 
Wirtschaftssystem entzieht. Zugleich stellt der Sozi-
alstaat durch das Bildungs- und Gesundheitswesen 
langfristige und gesunde Arbeitskräfte zur Verfügung. 
Ferner werden durch ein funktionierendes Sozialsys-
tem Spannungen und Konflikte zwischen Kapital und 
Arbeit reduziert10.

Diskussion und Ausblick 
Die „Vereinbarkeit von Beruf und Pflege“ wird fast 
jeden Bundesbürger im Laufe des Lebens und somit 
auch während der Phasen der Erwerbstätigkeit treffen. 
Doch ist die Thematik ähnlich wie der Personalmangel 
im Sozial- und Pflegebereich kein konjunkturelles, 
sondern ein strukturelles Problem11, welches mit 
passenden Angeboten und Maßnahmen abgemildert 
werden kann.

Als Ausblick gibt das ZQP zu bedenken, dass die Ver-
einbarkeit von Beruf und Pflege für Angehörige von 
Menschen mit Demenz eine besondere Herausforde-
rung ist, welche in der COVID-19-Krise noch schwie-
riger geworden ist. Dies verweise nicht zuletzt darauf, 
dass insbesondere für diese Zielgruppe geeignete 
Pflegearrangements geschaffen werden müssen. Es gilt, 

Nadja Hofmann
Pflegewissenschaftlerin M.Sc.
Referentin der Landesgeschäftsstelle 
des BRK
Abteilung Senioren & Pflege
Email: hofmann@lgst.brk.de
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Der Paritätische. Begegnen Ihnen 
in den letzten Monaten auch immer 
häufiger Menschen, die von einem 
angeblichen Geheimplan überzeugt 
sind, der hinter Corona stecken soll? 
Menschen, von denen Sie solche 
Äußerungen nie erwartet hätten? 
Damit sind Sie nicht alleine. „In 
den ersten Wochen der Pandemie 
explodierten im Internet die Zahl 
kursierender Falschmeldungen und 
Verschwörungserzählungen zu Co-
rona“, berichtet Bürgerrechtlerin 
und Publizistin Katharina Nocun. 
Gemeinsam mit der Sozialpsycho-
login Pia Lamberty hat sie im April 
2020 das Buch „Fake Facts. Wie 
Verschwörungserzählungen unser 
Denken bestimmen“ veröffentlicht. 
Seitdem ist sie begehrte Interview-
partnerin zu dem Thema. Für die 
Mitglieder des Paritätischen in Bay-
ern hat sie nun ein Online-Seminar 
angeboten.

Wie relevant ist das Thema überhaupt?

„17 Prozent glauben jeweils, dass 
Corona menschengemacht sei oder 
dass Corona ein Schwindel sei.  Ins-
gesamt sind 25 Prozent der Bevölke-
rung für Verschwörungserzählungen 
zu Corona empfänglich.“ Und wa-
rum ist das problematisch? „Diese 
Menschen halten sich weniger an 
Maßnahmen zur Eindämmung der 
Pandemie.“ Für unsere Demokra-
tie bedenklich ist, dass Verschwö-
rungsgläubige häufig ein generelles 
Misstrauen gegenüber staatlichen 
Institutionen, den Medien und der 
Wissenschaft hegen. „Die stecken 
doch eh alle unter ei2ner Decke, 
ist eine verbreitete These.“ Zudem 
kann der Glaube an Verschwörungen 
radikalisieren: „Fast jede*r Vierte 

mit einer hohen Verschwörungs-
mentalität zeigt eine höhere Gewalt-
bereitschaft.“ Auch die Attentäter 
von Halle, Hanau und Christchurch 
hingen Verschwörungserzählungen 
an. „Diese Gefahr dürfen wir auf 
keinen Fall unterschätzen. Wer nicht 
mehr daran glaubt, dass es etwas 
bringt, sich politisch innerhalb eines 
Systems zu engagieren, ist eher zu 
Gewalt bereit.“

Welche Menschen sind denn anfällig 
für Verschwörungsglauben?

„Geschlecht, Bildungsgrad und po-
litische Ausrichtung spielen eine 
geringe Rolle. Zwar sind viele AfD-
Anhänger*innen anfällig, aber auch 
die linke Szene und die Mitte der 
Gesellschaft sind nicht immun. Ent-
scheidend ist ein empfundener Kon-
trollverlust.“ Dieser könnte durch 
persönliche Krisen oder eben auch 
durch große Ereignisse wie eine 
Pandemie ausgelöst werden. „Die 
Verschwörungserzählung dient hier 
als ein psychologisches Hilfskons-
trukt. Indem ich einen Schuldigen 
an der Situation ausmache, komme 
ich leichter mit meiner Unsicherheit 
klar.“ Zudem sei es menschlich, hin-
ter großen Dingen große Ursachen 
zu vermuten. „Das erklärt, warum 
es zum Beispiel über den Tod von 
Prominenten so viele Verschwö-
rungserzählungen gibt.“ Verbreitet 
sei auch das Gefühl, eine geheime 
Wahrheit zu kennen. „Menschen, die 
sich von anderen abheben wollen, 
sind anfälliger für Verschwörungs-
erzählungen.“ 

Was können wir tun?

„Im öffentlichen Raum braucht 
es Gegenrede. Wir müssen an 
die stillen Mithörer*innen bzw. 
Mitleser*innen denken. Einen 
Verschwörungsgläubigen kann am 
ehesten im persönlichen Umfeld 
erreichen. Man sollte ruhig und 
sachlich bleiben und auf keinen Fall 
abwertend werden“, rät Katharina 
Nocun. Außerdem sei es wichtig, die 
Diskussion nicht ausufern zu lassen. 
„Lieber erstmal bei einem guten 
Argument bleiben.“ Auch Fragen 
könnten helfen, gerade bei denje-
nigen, die schon sehr weit in eine 
Parallelwelt abgetaucht seien. „Am 
besten zwischendurch auch einfach 
mal fragen, wie es der Person geht.“ 
So kann man herausfinden, ob eine 
private Krisensituation etwa eine 
Rolle spielt. 

Bei antisemitischen und rassisti-
schen Äußerungen sei aber eine 
Grenze überschritten: „Hier braucht 
es eine klare Gegenrede.“ Und auf 
politischer bzw. gesellschaftlicher 
Ebene? „Ich halte nichts davon, 
Verschwörungserzählungen noch 
weiter zu verbreiten. Screenshots 
von einschlägigen Telegram-Chan-
nels sind kontraproduktiv.“ Poli-
tische Strategien gegen Kontroll-
verlust könnten helfen, genauso 
wie Aufklärung in der Schule und 
über Projekte sowie spezialisierte 
Beratungsangebote. „Aktuell emp-
fehle ich die Sektenberatung und 
Mobile Beratung gegen Rechtsex-
tremismus. Wir brauchen aber ins-
gesamt mehr und vor allem besser 
ausgestattete Stellen, die sich auf 
den Umgang mit Verschwörungs-
glauben spezialisieren.“

m i t gl  i e d s o r ga  n i sa  t i o n e n

„Große Dinge“ müssen auch eine „große Ursache“ haben

Warum sich so viele Verschwörungserzählungen um 
Corona ranken und wie man damit umgehen kann
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Gutachten über Fahrgastrechte: Baustelle Barrierefreiheit
Ein Kritikpunkt: Bahn muss Mobilitätsservice besser ausstatten
Aktuell hat die Schlichtungsstelle 
BGG – angesiedelt beim Behinder-
tenbeauftragten der Bundesregie-
rung – ein Gutachten des Rechts-
anwalts Oliver Tolmein (Kanzlei 
Menschen und Rechte Hamburg) 
veröffentlicht. Dass Gutachten setzt 
sich mit der Barrierefreiheit bei der 
Deutschen Bahn – aber auch bei 
privaten Eisenbahnunternehmen – 
auseinander. Das Dokument enthält 
auch ein Grußwort des Beauftragten 
der Bundesregierung für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen.
Menschen mit Behinderungen, ob 
mit motorischen Einschränkungen, 
Sinnesbeeinträchtigungen oder ko-
gnitiven Einschränkungen, müssen 
im Bahnreiseverkehr nicht selten 
massive Einschränkungen hinneh-
men: So ist der Mobilitätsservice nur 
zu bestimmten Uhrzeiten und nach 
Voranmeldung im Einsatz, es fehlen 
Blindenleitsysteme, Lautsprecher-
durchsagen oder visuelle Informati-
onen für gehörlose Menschen. Auch 

Informationen in Leichter Sprache 
gibt es faktisch keine.
Das Gutachten beschreibt die Ver-
säumnisse der letzten Jahre und 
arbeitet die rechtlichen Grundlagen 
und Rahmenbedingungen klar her-
aus: Der Bund - als Eigentümer der 
Deutschen Bahn AG - muss danach 
in noch stärkerem Umfang dafür sor-

gen, dass gesetzliche Vorgaben um-
gesetzt werden. Das Eisenbahn-Bun-
desamt als zuständige Aufsichtsbe-
hörde muss seiner Kontrollfunktion 
- auch in Bezug auf Barrierefreiheit 
bei privaten Eisenbahn-Anbietern 
- noch stärker nachkommen. Ein 
wichtiger Punkt ist außerdem, dass 
Menschen mit Behinderungen viel 
stärker und verbindlicher als bisher 
an der Entwicklung von Program-
men zur Barrierefreiheit beteiligt 
sein müssen.
Das komplette Gutachten „EU-Fahr-
gastrechte und die Beförderungssi-
tuation von Menschen mit Behinde-
rungen im deutschen Bahnverkehr“, 
finden Sie hier:
www.behindertenbeauftragter.
de/DE/SchlichtungsstelleBGG/
Gutachten/Gutachten_node.html

pa  n o r ama 

Bildung in Deutschland
„Bildung in Deutschland“ ist ein in-
dikatorengestützter Bericht, der das 
deutsche Bildungswesen als Ganzes 
abbildet und von der frühkindlichen 

Bildung, Betreuung und Erziehung 
bis zur Weiterbildung im Erwachse-
nenalter reicht. Der aktuelle Bericht 
legt im Schwerpunktkapitel den 
Fokus auf das Thema „Bildung in 
einer digitalisierten Welt“.
Der aktuelle Bildungsbericht do-
kumentiert positive Entwicklungen 
wie die zunehmende Bildungsbetei-
ligung, den quantitativen Ausbau des 
Bildungspersonals, kontinuierlich 
höhere Bildungsausgaben und einen 
steigenden Bildungsstand. 
Er bescheinigt eine höhere Durch-
lässigkeit des Bildungssystems und 
gestiegene Flexibilität bei Bildungs-
entscheidungen. 
Den Bericht sowie weitere Informa-
tionen finden Sie im Internet unter 

www.bildungsbericht.de

Endstation 
Pflegeheim? 
Das Märchen von der 

besseren Versorgung und der 
Selbstbestimmung.

„Der Weg in ein Heim ist für viele 
Menschen ein Alptraum. Allein 
der Gedanke daran, in einem Al-
ten- oder Pflegeheim leben zu 
müssen, ist für die meisten Men-
schen so schlimm, dass sie ihn am 
liebsten möglichst weit von sich 
schieben.“, so beginnt der inte-
ressante Artikel des „Münchner 
Netzwerk Selbstbestimmt Leben“.
Der Autor Christian Kiermeier 
hat mit zwei Menschen in einer 
Einrichtung gesprochen. Er gibt 
einen Einblick in die Realität 
von Pflegeeinrichtungen und lässt 
ahnen, dass das Versprechen von 
einer besseren Versorgung in Pfle-
geheimen schlicht eine Lüge ist.
Zu finden ist dieser Artikel unter 

mucsl.de/endstation-pflegeheim/
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Corona Warn-App: 
Unterstützt uns im Kampf gegen Corona
Die Corona-Warn-App hilft uns festzustellen, ob wir 
in Kontakt mit einer infizierten Person geraten sind 
und daraus ein Ansteckungsrisiko entstehen kann. So 
können wir Infektionsketten schneller unterbrechen. 
Die App ist ein Angebot der Bundesregierung. Down-
load und Nutzung der App sind vollkommen freiwillig.

Sie ist kostenlos im App Store und bei Google Play 
zum Download erhältlich. 


